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Wirtschafts- und Sozialpolitik

Vorbemerkung

Weitgehend unbeachtet von der Öffentlichkeit  
fi ndet in Fachkreisen derzeit eine Diskussion über 
ein neues beschäftigungspolitisches Leitbild der 
EU statt. „Flexicurity“ – dieses Kunstwort aus 
Flexi bilität und Sicherheit soll zwei scheinbar un-
vereinbare Anforderungen miteinander in Ein-
klang bringen: die insbesondere von Unterneh-
men in Zeiten globalen Wirtschaftens geforderte 
Flexibilität einerseits und soziale Sicherheit für 
die Beschäftigten in Zeiten rasanten Wandels und 
sozio-ökonomischer Umbrüche andererseits. Die 
EU-Kommission hat 2007 gemeinsame Grundsät-
ze und einen ehrgeizigen Zeitplan beschlossen. 
Ziel ist es, Flexicurity-Prinzipien stärker in die 
 Lissabon-Strategie und in die Europäische Be-
schäf tigungsstrategie zu integrieren. Die Natio-
nalstaaten der EU sind nun aufgefordert, dieses 
Konzept mit Leben zu füllen und für die jewei-
ligen länderspezifi schen Bedingungen und An-
forderungen umzusetzen. In ihrem neuesten 
Fortschrittbericht attestiert die Kommission, dass 
Deutschland das Flexicurity-Konzept zwar aufge-
griffen, es aber noch nicht genügend in ein Ge-
samtkonzept eingebettet habe. 

Die vorliegende Expertise zielt darauf ab, die-
ses Defi zit zu verringern und eine breitere fach-
öffentliche Debatte über Flexicurity anzuregen. 
Diese gewinnt vor dem Hintergrund eines noch 
näher zu entfaltenden Konzepts von „guter Ar-
beit“, das in Deutschland von Gewerkschaften 
und von den Sozialdemokraten vertreten wird,  
zusätzlich an Bedeutung.

Wir bedanken uns bei den Autoren Prof. Dr. 
Berndt Keller und Dr. Hartmut Seifert, denen es 
gelungen ist, die schwierige Materie so aufzube-
reiten, dass deutlich wird, welche Herausforde-
rungen sich insbesondere angesichts der wach-
senden Zahl sogenannter atypischer Beschäfti-
gungsverhältnisse im Hinblick auf soziale Siche-
rung stellen. In Deutschland ist – so die These der 
Autoren – bereits ein hohes Maß an Flexibilität 
erreicht, es mangelt jedoch an der Absicherung 
der vielfältigen neuen Risiken und Problemlagen. 
Die Autoren umreißen die konzeptionellen 
Grundlagen des Ansatzes, den bisherigen Stand 
der Diskussion, insbesondere auch die Positionen 
der für die Ausformulierung und Umsetzung 
wichtigen Sozialpartner, stellen eigene Überle-
gungen vor und diskutieren zukünftige Chancen 
und Risi ken. 

Wir würden uns freuen, wenn die Expertise 
dazu beiträgt, die inhaltliche Debatte über Flexi-
curity in Deutschland anzuregen und zu beför-
dern. Sie kann damit auch ein Baustein sein für 
vertiefte Diskussionen über „gute Arbeit“ in 
Deutschland und die Schaffung und Ausgestal-
tung eines europäischen Sozialmodells.

 Ruth Brandherm
 Leiterin des Gesprächskreises 
 Arbeit und Qualifi zierung
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Das Flexicurity-Konzept stellt eine Alternative dar 
zur Politik der reinen Deregulierung und Flexibi-
lisierung des Arbeitsmarkes, die seit den 1980er 
Jahren diskutiert und praktiziert wird, jedoch Fra-
gen der sozialen Sicherheit weitgehend ausklam-
mert. Dieser neue Ansatz ver sucht, Interessen 
nicht nur der Arbeitgeber an einem fl exiblen Ar-
beitsmarkt, sondern auch der Arbeitnehmer an 
sozial gesicherten Beschäftigungsverhältnissen 
gleichgewichtig und gleichrangig zu berücksich-
tigen. Er zielt eher auf vorsichtige Re- als auf wei-
tere De-Regulierung. Die zentralen Elemente sind 
für sich betrachtet nicht neu. Innovativ ist je-
doch, dass die Überlegungen einen ganzheitlich-
integrierten Ansatz von Arbeits- und Sozialpolitik 
anstreben, statt diese Politikfelder voneinander 
zu isolieren oder als Gegensatz zu betrachten.

Aufgekommen ist der Flexicurity-Begriff in 
den Niederlanden, als die Regierung versuchte, 
das Ungleichgewicht zwischen der Infl exibilität 
im Bereich der Kernbelegschaften und der unsi-
cheren Situation der Randbelegschaften auszu-
gleichen (Jörgensen/Madsen 2007). Das 1999 ver-
abschiedete Flexicurity-Gesetz modifi zierte die 
Beschäftigungssicherheit der Kernbelegschaften 
und verbesserte die soziale Sicherheit atypisch 
Beschäftigter, speziell die der Leiharbeitnehmer. 
In Dänemark wurde der Grundgedanke der Flexi-
curity in konzeptionell anderer Weise aufgegrif-
fen. Das Etikett „goldenes Dreieck“ bezeichnet 
eine Politik, die einerseits auf geringem gesetz-
lichem Kündigungsschutz basiert, andererseits 
Arbeitslosen eine vergleichsweise generöse fi nan-
zielle Absicherung bei Arbeitslosigkeit sowie Akti-
vierungsmaßnahmen zur berufl ichen Reintegra-
tion bietet. Beide Ansätze gelten als beschäfti-
gungspolitisch erfolgreich und daher nachah-
menswert. Ihnen ist gemeinsam, dass sie in ein 
makroökonomisches Gesamtkonzept eingebettet 
sind. 

1. Einleitung

Ende der 1990er Jahre begann auch in Deutsch-
land eine Diskussion um Flexicurity (WSI-Mittei-
lungen 2000); sie blieb aber auf (Experten-)Zirkel 
beschränkt (Keller/Seifert 2002, zusammenfas-
send Kronauer/Linne 2005). Erst das EU-Grün-
buch zum Arbeitsrecht (EU-Kommission 2006) 
stieß eine breitere Diskussion an. Bundesregie-
rung und Tarifvertragsparteien waren zu Stellung-
nahmen aufgefordert und in internationale Kon-
ferenzen einbezogen. 

Ein klar strukturiertes Konzept mit einem kon-
sistenten Handlungsrahmen fehlt bislang sowohl 
auf der europäischen als auch der deutschen Ebe-
ne. Die Europäische Kommission formuliert zwar 
allgemeine Komponenten für Flexicurity und 
entwickelt gemeinsame Prinzipien. Deren in-
haltliche Ausfüllung in einem operationalisierten 
Handlungsrahmen überlässt sie aber den natio-
nalen Akteuren. Das geeignete Verfahren soll die 
Offene Methode der Koordinierung (OMK) sein. 
Die inhaltlichen Debatten vor allem auf der na-
tionalen Ebene stehen noch aus. Sollte es tat-
sächlich gelingen, Flexibilität und soziale Sicher-
heit in ein ausbalanciertes Verhältnis zu bringen, 
wäre dies eine Abkehr von der bisherigen Orien-
tierung, die einseitig auf Flexibilisierung lag. Die 
begriffl iche Verknüpfung der beiden Komponen-
ten lässt sich als implizites Eingeständnis inter-
pretieren, dass die Kommission reine Flexibili-
sierung nicht mehr auch als Garant für soziale 
Sicherheit sieht.

Das folgende Gutachten informiert zunächst 
über den Stand der Diskussion. Da im Hybrid-
Begriff Flexicurity semantisch zwei inhaltlich 
komplexe Begriffe verschmelzen, die jeweils für 
sich schon interpretativen Spielraum bieten, ist 
deren defi nitorische Klärung notwendig. Dabei 
werden Formen und Dimensionen von Flexibili-
tät und sozialer Sicherheit unterschieden (Kap. 
2). Anschließend geht die Expertise der Frage 
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nach, inwieweit das von der EU-Kommission ver-
folgte Ziel einer Balance von Flexibilität am Ar-
beitsmarkt und sozialer Sicherheit in Deutschland 
realisiert ist. Anders gefragt: Wie haben sich 
Schritte zur Flexibilisierung des Arbeitsmarktes, 
die in den letzten Jahrzehnten realisiert wurden 
(Kap. 3), auf die soziale Sicherheit der Beschäf-
tigten ausgewirkt (Kap. 4)? Bei der Beantwortung 
dieser zentralen Frage liegt besonderes Augen-
merk auf den politisch gezielt geförderten atypi-
schen Beschäftigungsverhältnissen (Kap. 5). Die 
konzeptionellen Überlegungen der EU-Kommis-

sion zu Flexicurity und die Positionen der Tarif-
vertragsparteien werden anschließend diskutiert 
(Kap. 6). Zur Umsetzung von Flexicurity-Grund-
sätzen schlägt die EU-Kommission die OMK vor 
(in Kap. 7). Die abschließenden Ausführungen 
wägen die mit Flexicurity verbundenen Chancen 
und Risiken ab und ziehen ein Fazit (Kap. 8). 
Nicht thematisiert wird der Zusammenhang von 
Flexibilität und Beschäftigungsniveau. Hier geht 
es ebenso wie im Grünbuch der EU-Kommission 
um die qualitative und nicht um die quantitative 
Seite der Flexibilisierung. 
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2.1  Defi nition

Die EU-Kommission geht von einer normativen 
Defi nition aus: „Flexicurity is a policy strategy to en-
hance, at the same time and deliberately, the fl exibi-
lity of labour markets, work organizations and labour 
relations on the one hand, and security – employment 
security and social security – on the other. The key 
principles that underpin a fl exicurity strategy are that 
fl exibility and security should not be seen as oppo sites, 
but can be made mutually supportive” (Wilthagen 
2007: 2).1 

Diese Defi nitionen bleiben im Grundsatz 
vage und damit offen für unterschiedliche Ausle-
gungen. Sie stimmen jedoch in dem Kerngedan-
ken darin überein, dass zukünftige Politik ein 
Gleichgewicht von Flexibilität und sozialer Si-
cherheit anstreben soll. Wie dieser schwierige Ba-
lanceakt konkret auszuführen ist, überlässt die 
Kommission länderspezifi schen Interpretationen. 
Deren Aufgabe wird es sein, die bisherige isolierte 
Behandlung der beiden zentralen Komponenten 
Flexibilität und soziale Sicherheit zu überwinden, 
konsistente konzeptionelle Ansätze zu entwickeln 
und ein geeignetes Set an arbeitsmarkt- und so-
zialpolitischen Instrumenten zusammenzustel-
len. Bei beiden Komponenten des Flexicurity-
Kon zepts lassen sich mehrere Dimensionen un-
terscheiden. Diese Differenzierung ist notwendig, 
da sich die Dimensionen in ihren Funktionen 
und Wirkungszusammenhängen erheblich un-
terscheiden. Operationalisierungen sind in Bezug 
auf Flexibilität inzwischen in mehreren Varian-
ten vorhanden und allgemein anerkannt. Eine 
vergleichbare Operationalisierung besteht nicht 
in Bezug auf soziale Sicherheit. 

2.2  Formen der Flexibilität

Flexibilität des Arbeitsmarktes gilt als eine zentra-
le Voraussetzung für die Bewältigung des Struk-
turwandels, für wirtschaftliches Wachstum und 
für den Abbau der Arbeitslosigkeit (Sachverstän-
digenrat 2005, international vergleichend Stan-
ding 1999, OECD 1999 und 2004). In der be-
schäftigungs- und arbeitsmarktpoli tischen Debat-
te wurde der Begriff Flexibilität lange Zeit eher 
unspezifi sch gebraucht, ohne zwischen Formen 
und deren Funktionen systematisch zu unter-
scheiden. Diese Differenzierung ist aber notwen-
dig, da der Arbeitsmarkt nicht homogen ist. Er 
besteht, wie es die auf die institutionell-recht-
lichen Arbeitsmarktbedingungen in Deutschland 
bezogenen Segmentationstheorien (Sengenberger 
1987) nahe legen, aus Teilarbeitsmärkten, die 
 unterschiedlichen Funktionslogiken und Alloka-
tionsmechanismen folgen. Daher ist es ange-
bracht, Formen und Strategien der Flexibilisie-
rung zu unterscheiden, zumal diese den Grad so-
zialer Sicherheit unterschiedlich beeinfl ussen. Für 
diese Differenzierung sprechen auch unterschied-
liche Problemkonstella tionen (wie kurzfristige 
Auftragsspitzen, saisonale oder konjunkturelle 
Schwankungen oder sektorale Anpassungskrisen), 
die den Einsatz unterschiedlicher Flexibilisie-
rungsformen erfordern. 

Eine grundlegende Unterscheidung liefert 
eine u. a. von der OECD verwandte Typologie 
(Atkinson 1984; OECD 1986), die erstens für An-
passungsstrategien der Betriebe sowie zweitens 
für Normalarbeitsverhältnisse (im Folgenden: 
NAV) entwickelt wurde. Als Ausgangspunkt dient 
die Unterscheidung zwischen den Hauptdimen-

2. Analytischer Rahmen für Flexicurity

1 Eine ähnlich allgemeine Defi nition verwendet der Europäische Rat: „Flexicurity is an integrated approach aiming to enhance at the same time 
fl exibility and security in the labour market. Within the Lisbon Strategy, it is a means to successfully manage change and progress employment and 
welfare reform to meet the challenges of globalization, technological innovation and an ageing population” (Council 2007).
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sionen interner und externer Flexibilität, die sich 
jeweils weiter ausdifferenzieren lassen (vgl. Über-
sicht 1).2 Mit der ersten Dimension sind sämtliche 
Strategien gemeint, die eine Anpassung des Ar-
beitskräfteeinsatzes an veränderte Nachfragebe-
dingungen ohne Rückgriff auf den externen Ar-
beitsmarkt ermöglichen. Hierzu gehört vor allem 
die Anpassung der Dauer der Arbeitszeit (nume-
rische Flexibilität), des Einkommens (monetäre 
Flexibilität), der Arbeitsorganisation und der 
Qualifi kation (funktionale Flexibilität).3 Demge-
genüber basiert externe Flexibilität vor allem auf 
der traditionellen Strategie einer Anpassung der 
Beschäftigtenzahl durch Entlassungen und Ein-

stellungen, zunehmend auch auf Befristung, 
Leiharbeit und Transfergesellschaften. Zu den In-
strumenten externer Flexibilisierung gehören ne-
ben arbeitsrechtlichen Regelungen wie Kündi-
gungsschutz auch Lohnkostensubventionen. 

Ergänzend zu dieser Typologie lässt sich die 
für atypische Beschäftigungsformen wichtige 
temporale Variante als quantitativ-zeitpunktbe-
zogene Anpassung der Verteilung der Arbeitszeit 
bzw. des Arbeitseinsatzes einführen (temporale 
Flexibilität). So dienen z. B.  Mini-Jobs der zeit-
punktgenauen Anpassung eines eng begrenzten 
Arbeitseinsatzes (z. B. Zeitung austragen, Lager 
auffüllen in den Morgenstunden). 

2 Die Varianten können für die Funktionsfähigkeit nationaler Arbeitsmärkte je nach institutioneller Ausgestaltung unterschiedlich be-
deutsam sein.

3 In der Literatur wird funktionale auch synonym als organisational fl exibility bezeichnet (European Foundation 2003). Eine andere Un-
terscheidung differenziert in einer Vierfelder-Matrix zwischen interner und externer sowie quantitativer und qualitativer Flexibilität 
(European Foundation 2007a).

  

Übersicht 1

Übersicht 1: Formen der Flexibilität

Quelle: Quelle: Keller/Seifert 2007: 16

 intern extern

numerisch • Zeitkonten  • Entlassungen und 
 • Beschäftigung sichernde   Einstellungen
  Arbeitszeitänderungen  (Kündigungsschutz)
    • Leiharbeit
    • befristete Beschäftigung

funktional • Weiterbildung  • Transfergesellschaft
 • Arbeitsorganisation

 
monetär • tarifl iche Öffnungsklauseln • Lohnkostenzuschüsse 

 • betriebliche Bündnisse  bzw. Subventionen
 • geringfügige Beschäftigung/
  Mini-/Midi-Jobs
 • leistungsbezogene Entgelte

temporal • geringfügige Beschäftigung/
  Mini-Jobs

 • Teilzeitarbeit 
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4 Die Probleme der sozialen Sicherungssysteme werden exemplarisch am Beispiel der Rentenversicherung diskutiert, da sie in diesem 
Zweig am deutlichsten zu Tage treten.

Diese Varianten können sich ergänzen, z.B. 
intern-temporale und intern-monetäre Anpas-
sungen im Rahmen betrieblicher Bündnisse für 
Arbeit, die sowohl das Arbeitsvolumen als auch 
die Arbeitskosten reduzieren (Seifert/Massa-Wirth 
2005; Massa-Wirth 2007). Sie können sich aber 
auch ersetzen, etwa extern-numerische durch in-
tern-numerische, beispielsweise im Rahmen Be-
schäftigung sichernder Vereinbarungen über be-
fristete Arbeitszeitverkürzungen oder Kurzarbeit 
anstelle von Entlassungen. Welche Varianten in 
welcher Kombination zum Einsatz kommen, 
hängt von der Problemkonstellation, der Beschäf-
tigtenstruktur, dem spezifi schen Arbeitsmarkt-
segment sowie den betrieblichen Macht- und 
Aushandlungskonstellationen ab. Jede Form der 
Flexibilität beeinfl usst nicht nur die Kosten der 
Betriebe, sondern auch soziale Sicherheit und Ein-
kommen der Beschäftigten unterschiedlich.

Im internationalen Vergleich (European Com-
mission 2001) sind deutsche Arbeitsmärkte da-
durch gekennzeichnet, dass vor allem Formen 
interner Flexibilität Verwendung fi nden (Hohen-
danner/Bellmann 2007). Dies ist der Fall, obwohl 
in den letzten Jahren der Spielraum für externe 
Flexibilität ausgeweitet wurde (vgl. Kap. 4 u. 5). 
So verwundert es nicht, dass Deutschland im in-
ternationalen Vergleich der OECD, der allein auf 
dem Indikator Employment Protection Legisla-
tion (EPL) basiert und nicht interne Formen der 
Flexibilität berücksichtigt, lediglich einen Platz 
im unteren Mittelfeld einnimmt (OECD 1999; 
2004). Da zwischen den Dimensionen der Arbeits-
marktfl exibilität sowohl substitutive als auch kom-
plementäre Beziehungen bestehen, lässt sich der 
Flexibilitätsgrad letztlich nur erfassen, wenn de-
ren Gesamtheit in den Blick genommen wird. 
Partialindikatoren, wie der EPL, lassen keine Aus-
sagen über das Gesamtausmaß der Flexibilität zu. 
Außerdem  behandelt  der  EPL-Indikator  allein 
die institutionell-rechtlichen Rahmenbedingun-
gen und nicht die faktischen Flexibilitätsgrade, 
deren Analyse zu wesentlich anderen Ergebnissen 
führen kann (Seifert/Tangian 2007).

2.3  Dimensionen sozialer Sicherheit

Während die skizzierte Unterscheidung von For-
men der Flexibilität mittlerweile in der öffent-
lichen und wissenschaftlichen Diskussion weit-
gehend anerkannt ist, besteht wenig Konsens, 
wie die andere Komponente von Flexicurity, die 
soziale Sicherheit, zu defi nieren und zu opera-
tionalisieren ist. Auch die Vorstellungen der EU-
Kommission erfüllen die notwendigen Anforde-
rungen nicht. Im Grünbuch zum Arbeitsrecht 
(Kommission 2006) verengt sie die komplexe Kom-
ponente der sozialen Sicherheit auf „em ployment 
security“ und blendet damit zentrale Dimensi-
onen der sozialen Sicherheit aus, wie Ein kommen 
in der Erwerbs- und Rente in der Nacherwerbs-
phase, die der weiter gefasste Begriff der „social 
security“ einbezieht und daher in den folgenden 
Ausführungen Verwendung fi ndet. 
Wir schlagen folgende Dimensionen vor:
• Ein in der Literatur unstrittiges Kriterium ist 

ein subsistenzsicherndes Ein kommen, welches 
in Analogie zur Defi nition der Niedriglohn-
schwelle (sog. Prekaritätslohn) bei zwei Drittel 
des Medianlohns von Vollzeitbeschäftigten 
liegt (Eichhorst et al. 2005; OECD 2006). Be-
deutsam für die fi nanzielle Absicherung ist die 
explizite Unterscheidung zwischen Individu al- 
und Haushaltseinkommen. Geht man von der 
Individualperspektive aus, erhöhen sich im 
Vergleich zur Haushaltsperspektive die Ein-
kommensrisiken.

• Die Integration in die Systeme sozialer Sicher-
heit (Arbeitslosigkeit, Krankheit, Alter) gibt 
Aufschluss, in welchem Maße Beschäftigungs-
verhältnisse gegenüber sozialen Risiken abgesi-
chert sind.4 Dabei ist zwischen der Erwerbs- 
und der Nacherwerbsphase (Ruhestand) zu 
unterscheiden. Die formale Anspruchsberech-
tigung auf Leistungen der Rentenversicherung 
ist ein notwendiger, nicht aber ein hinrei-
chender Indikator für die Risikoabsicherung; 
entscheidend ist die subsistenzsichernde Höhe 
entweder der eigenen oder der abgeleiteten An-
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sprüche, die wiederum von der Höhe des vorhe-
rigen Erwerbseinkommens sowie der Zahl der 
Beitragsjahre abhängt.5 Aussagen über das Aus-
maß der sozialen Sicherheit lassen sich deshalb 
erst treffen, wenn man die Lebenslaufperspek-
tive berücksichtigt und die Bedingungen der 
gesamten Erwerbsbiographie bilanziert (Quer-
schnitts- versus Längsschnittsperspektive). In-
sofern greifen zeitpunktbezogene Betrachtun-
gen zu kurz.6 

• Beschäftigungsfähigkeit gewinnt angesichts 
sich wandelnder Qualifi kations- und Tätigkeits-
anforderungen an Bedeutung. Sie ist Voraus-
setzung, um mit dem Strukturwandel Schritt 
zu halten, ein eigenständiges Einkommen zu 
erzielen und Ansprüche an die sozialen Siche-
rungssysteme zu erwerben. Sie lässt sich durch 
lebenslanges Lernen sichern und setzt Zugänge 
und Teilnahme an berufl icher Weiterbildung 
voraus (Keller/Seifert 2002). „Employability“ 
stellt einen Eckpfeiler der europäischen Beschäf-
tigungsstrategie dar.

• Beschäftigungsfähigkeit bildet schließlich die 
Voraussetzung für Beschäftigungsstabilität im 
Sinne einer möglichst ununterbrochenen Tä-
tigkeit. Gemeint ist damit weniger die Sicher-
heit eines gegebenen spezifi schen Arbeitsplat-
zes (job security) als vielmehr die weiter ge fass-
te individuelle Beschäftigungsfähigkeit (em-
ployment security) auf dem internen wie 
externen Arbeitsmarkt. Sie ist Voraussetzung 
für eine möglichst friktionsfreie Bewältigung 
des Strukturwandels sowie die social security, 
die die Einbeziehung in die sozialen Siche-
rungssysteme berücksichtigt. 

Zwischen diesen Dimensionen sozialer Sicherheit 
bestehen wechselseitige Beziehungen. Die Be-
schäftigungsfähigkeit beeinfl usst die Einkom-
menshöhe und umgekehrt hängen von der Ein-
kommenshöhe auch die Möglichkeiten ab, beruf-
liche Weiterbildung in Eigenregie zu organisieren 
und damit Beschäftigungsfähigkeit zu erhalten 

oder zu verbessern. Je stärker sozialpolitische Re-
formen dem Grundgedanken der Eigenverant-
wortung folgen, desto bedeutsamer wird die aktu-
elle Einkommenshöhe für die Zukunftssicherung 
der Beschäftigten. Geringe Einkommen (im Nied-
riglohnbereich) bieten kaum Chancen, in Weiter-
bildung zu investieren und damit die Erwerbs-, 
Aufstiegs- und Einkommenschancen zu verbes-
sern und Mobilitätsprozesse zu fördern. Ebenso 
wenig bieten sie ausreichende Ressourcen, um 
 Eigenvorsorge für die Nacherwerbsphase treffen 
zu können.

In aktuellen Debatten um soziale Sicherheit 
und Arbeitsmarktpolitik fi ndet der Begriff Preka-
rität häufi g Verwendung. Er bleibt eher schillernd. 
Weit gefasste Defi nitionen integrieren lebens-
weltliche Bezüge, sinnstiftende Elemente und sta-
tusrelevante Aspekte (Salengros et al. 1989; Dörre 
2005a und b) oder Fragen der Arbeitsbedingungen 
und -kontrolle (Rodgers 1989). Im Unterschied 
dazu beziehen wir soziale Sicherheit bzw. Prekari-
tät ausschließlich auf den Arbeitsmarkt sowie die 
Systeme der sozialen Sicherheit und stellen allein 
objektive Merkmale in den Mittelpunkt. 

Soziale Sicherungsstandards gelten als pre-
kär, wenn bestimmte Schwellenwerte nicht er-
reicht oder Tatbestände (z. B. Versicherungs-
pfl icht) nicht erfüllt werden. Während sich beim 
Einkommen mit dem oben defi nierten Wert für 
ein Niedrig- bzw. Prekaritätseinkommen ein 
Schwellenwert spezifi zieren lässt, bereitet ein ana-
loges Vorgehen bei den anderen Dimensionen 
Probleme. Beim NAV lässt sich prüfen, ob und in 
welchem Umfang bestimmte Kriterien erfüllt sind 
und welche Änderungen stattfi nden. Schwellen-
werte fehlen z. B., um die Prekarität der Beschäf-
tigungsfähigkeit zu bestimmen. Atypische Beschäf-
tigungsverhältnisse lassen sich in einem re la  tio-
nalen Sinne bewerten, indem ihre Merkma le in 
Beziehung zu ihrer Ausprägung beim NAV gesetzt 
werden. Dieses Vorgehen schließt fl ießende Über-
gänge und Abstufungen nicht aus. Es bleiben 

5 Die betriebliche Altersversorgung bleibt in den weiteren Überlegungen ausgeklammert.
6 Eine nur kurzfristige (atypische) Beschäftigung im Niedriglohnbereich hat nur geringe Auswirkungen auf das Lebensarbeitseinkommen 

und die Höhe der Altersbezüge, wenn ansonsten die Erwerbsbiographie weitgehend lückenlos bleibt.
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7 So bestimmt das Einkommen während der Erwerbsphase auch das Einkommen bzw. die Rentenhöhe in der Nacherwerbsphase, hat also 
langfristige Wirkungen. 

„Grauzonen“. Hinzu kommt, dass die einzelnen 
Indikatoren nicht unabhängig voneinander sind. 
So verliert beispielsweise geringe Beschäftigungs-
stabilität mit steigendem Einkommen an Preka-
rität. Für die weitere Diskussion ist ferner bedeut-

sam, dass – im Gegensatz zur aktuellen arbeits-
marktpolitischen Diskussion − durchgängig und 
explizit zwischen einer kurz- und langfristigen 
Perspektive, d. h. der sozialen Sicherheit während 
und nach der Erwerbsphase, unterschieden wird.7 



WISO
DiskursWirtschafts- und Sozialpolitik

11

Die Überlegungen der EU-Kommission zu Flexi-
curity zielen auf ein gleichgewichtiges Nebenei-
nander von Flexibilisierung und sozialer Sicher-
heit. Die Frage ist, inwieweit von einem solchen 
„trade off“ tatsächlich die Rede sein kann. Eine 
kurze Bilanz der wichtigsten Deregulierungs-
schritte in Deutschland zeigt, welche Formen der 
Flexibilität ausgeweitet wurden und wie sich die-
se Maßnahmen auf die soziale Sicherheit ausge-
wirkt haben (Seifert 2006). 

3.1  Interne Flexibilisierung 

Die Handlungsmöglichkeiten für interne Flexi-
bilität sind seit Mitte der 1980er Jahre erheblich 
gewachsen. Tarifl iche Öffnungsklauseln haben 
sukzessiven Spielraum eröffnet, bei zentralen Re-
gelungsparametern wie Arbeitszeit und Einkom-
men von den tarifl ichen Standards im Rahmen 
betrieblicher Vereinbarungen (in defi nierten 
Bandbreiten) abzuweichen. In monetärer Hin-
sicht erlauben sie, entweder tarifl iche Lohnerhö-
hungen auszusetzen, tarifl iche Entgelte abzusen-
ken, zu differenzieren oder niedrigere Einstei-
gertarife für spezifi sche Beschäftigtengruppen 
einzuführen. In temporaler Hinsicht räumen Öff-
nungsklauseln den betrieblichen Akteuren Op-
tionen ein, die tarifl iche Regelarbeitszeit zu un-
ter- und teilweise auch zu überschreiten oder im 
Rahmen von Arbeitszeitkonten variabel zu ver-
teilen. Gut drei Viertel aller Betriebe mit Betriebs-
rat (und mit mehr als 20 Beschäftigten) machen 
von Öffnungsklauseln Gebrauch (Bispinck 2006: 
303). 

Inhaltlich überwiegen Vereinbarungen zur 
Flexibilisierung der Arbeitszeit. Insgesamt schaf-
fen sie Optionen sowohl für Varianten interner 
(numerischer, funktionaler und monetärer) als 
auch für Formen externer Flexibilität (z. B. Ver-
einbarungen über Vorruhestand und Altersteil-
zeit). Sowohl im Zusammenhang mit Öffnungs-

klauseln als auch unabhängig von ihnen haben 
tarifvertragliche Regelungen außerdem die Ein-
führung von Arbeitszeitkonten ermöglicht, deren 
zentrale Regelungsparameter (Ausgleichszeiträu-
me, Höchstguthaben usw.) schrittweise erweitert 
(Seifert 2005) und im Prinzip einen Modellwech-
sel von der mehr oder minder starren Normal-
arbeitszeit zu einer variabel verteilten Regelar-
beitszeit vollzogen. Arbeitszeitkonten erweitern 
interne (numerische, monetäre und temporale) 
Flexibilität. 

Für mehr interne Flexibilität sorgte ferner 
das Mitte 1994 in Kraft getretene Arbeitszeitge-
setz, das die Arbeitszeitordnung von 1938 ablöste 
(Klenner et al. 1998). Es hob die Grenze für die 
wöchentliche Höchstarbeitszeit bis auf 60 Stun-
den an und bezog wirtschaftliche Gründe in den 
Kanon der Ausnahmetatbestände für Sonn- und 
Feiertagsarbeit mit ein. Seitdem ist (mit Ausnah-
megenehmigung) die Rund-um-die-Uhr-Produk-
tion aus Wettbewerbsgründen möglich. Betriebe 
können die Produktionskapazitäten ohne zusätz-
liche Investitionen ausweiten und die Kapital-
stückkosten senken.

Diese Schritte übersehen Befürworter einer 
Flexibilisierungspolitik häufi g, wenn sie kritisie-
ren, dass es sich in der Vergangenheit lediglich 
um eine „selektive“ Flexibilisierung (Walwei 2006) 
handele. Sie werfen der bisherigen Deregulie-
rungspolitik vor, sich vorrangig auf die Ränder 
des Arbeitsmarktes zu konzentrieren, atypische 
Beschäftigungsverhältnisse zu fördern, das NAV 
jedoch weitgehend unangetastet zu lassen und so 
einer „Zwei-Klassen-Gesellschaft auf dem Arbeits-
markt“ (Sachverständigenrat 2005: Ziffer 181) 
Vorschub zu leisten. 

Dieses Argument trägt nur bedingt. Die The-
se der Deregulierungsasymmetrie ist zu relativie-
ren. Die lange Zeit vergeblich erwarteten posi-
tiven Beschäftigungseffekte lassen sich nicht auf 
diesen Kontext zurückführen. Die beschriebenen 
institutionellen Änderungen im Bereich der Tarif-

3.  Schritte bisheriger Flexibilisierung
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belegschaften. Beide Beschäftigtengruppen muss-
ten teilweise erhebliche Konzessionen sowohl bei 
intern-numerischer als auch monetärer sowie 
temporaler Anpassungsfl exibilität eingehen, die 
sie gegen Investitionszusagen oder befristete 
 Beschäftigungsgarantien eintauschten. Indirekt 
dürften auch die Änderungen bei den Lohner-
satzleistungen (Hartz IV-Gesetz) sowie im Bereich 
der atypischen Beschäftigungsverhältnisse (vor 
allem Leiharbeit) in den Kernbereich des Arbeits-
marktes ausstrahlen und dort den Druck erhö-
hen, Konzessionen gegenüber wichtigen Kosten-
parametern wie Lohn und Arbeitszeit zu machen. 

3.2  Externe Flexibilisierung

Zahlreiche Änderungen im Arbeitsrecht erhöhten 
den Grad externer Flexibilität. Die sogenannten 
Hartz-Gesetze sowie das zum Jahresbeginn 2004 
in Kraft getretene „Gesetz für Reformen am Ar-
beitsmarkt“ lockerten das Kündigungsschutz-
recht. Sie
• setzten den Schwellenwert für die Anwendbar-

keit des Kündigungsschutzgesetzes von fünf 
auf zehn Beschäftigte herauf, 

• räumten Arbeitgebern die Möglichkeit ein, bei 
betriebsbedingten Kündigungen Arbeitneh-
mern Abfi ndungen anzubieten, wenn diese im 
Gegenzug auf Kündigungsschutzklagen ver-
zichten, 

• erlaubten, mit Arbeitnehmern, die älter als 52 
Jahre sind, sachgrundlos beliebig häufi g befri-
stete Arbeitsverträge abzuschließen,8

• schränkten die Kriterien der Sozialauswahl ein 
und formalisierten sie

• und gestatteten neu gegründeten Unterneh-
men, Arbeitsverträge bis zu vier Jahren sach-
grundlos zu befristen.

• Bei der Leiharbeit ist die ursprüngliche auf ma-
ximal drei Monate begrenzte Überlassungsdau-
er sukzessive (von zunächst 3 auf 6, dann auf 
12 und später auf 24 Monate) ausgeweitet und 
letztlich ebenso wie das Synchronisations- und 
Wiedereinstellungsverbot völlig abgeschafft 

worden. Im Gegenzug wurde die tarifl iche Ent-
lohnung eingeführt, die aber überwiegend un-
ter den Tarifen der Entleihbetriebe liegt. 

• Befristete Beschäftigung ohne sachlichen Grund 
bei Neueinstellung war bis zum Beschäftigungs-
förderungsgesetz von 1985 max. 6 Monate 
möglich, mittlerweile aber bis zu zwei Jahren.

• Das 2003 in Kraft getretene Hartz-II-Gesetz hat 
die Verdienstgrenze bei geringfügigen Beschäf-
tigungsverhältnissen von 325 € auf 400 € an-
gehoben und die 15-Stundengrenze abgeschafft 
(Minijobs), die in der Legislaturperiode zuvor 
eingeführte Versicherungspfl icht in Nebenjobs 
aufgehoben und die Gesamtabgaben für die 
Arbeitgeber zunächst auf 25% und seit Mitte 
2006 auf 30% festgelegt. 

Die Förderung atypischer Beschäftigungsverhält-
nisse lockerte regulierungsbedingte Restriktionen 
bei extern-numerischer Flexibilität oder hob sie 
auf. Bei volatiler Nachfrage können Betriebe in 
erweitertem Maße auf den externen Arbeitsmarkt 
zurückgreifen und befristet den Arbeitseinsatz 
aufstocken. Befristete Beschäftigung bietet bei 
unsicherer Marktentwicklung eine Alternative zu 
dauerhaften Einstellungen. Entlassungskosten 
lassen sich vermeiden. Diesen Vorteilen können 
höhere Such-, Einstellungs- und Einarbeitungs-
kosten gegenüberstehen. Flexible Arbeitszeitmo-
delle auf Basis von Arbeitszeitkonten vermeiden 
solche Kosten. Sie bieten sich deshalb als funktio-
nale Äquivalente zum Einsatz atypischer Beschäf-
tigung an und können externe Flexibilität 
er setzen.

Die Liste der Deregulierungsschritte ist statt-
lich. Sie erweitern den Spielraum für sämtliche 
Dimensionen fl exibler Arbeitsmarktgestaltung er-
heblich. Sie beziehen sich nicht nur auf dessen 
Randbereiche, die Formen atypischer Beschäfti-
gung, sondern auch auf die Kerngruppen. Zu dem 
Urteil einer hohen Reformintensität der institu-
tionell-rechtlichen Verfassung des Arbeitsmarktes 
in den Jahren zwischen 1994 und 2004 kommt 
auch die OECD. In einem internationalen Ran-
king, das den Grad der Reformintensität in den 
OECD-Ländern misst, platziert sie Deutschland 
auf Rang vier (Brandt et al. 2005).   

12

8 Mittlerweile hat der Europäische Gerichtshof diese Regelung als nicht mit der Anti-Diskriminierungsrichtlinie vereinbar erklärt.
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9 2004 waren es 8,3 % in West- und 18,1% in Ostdeutschland (Andreß/Seek 2007). Bezieht man die Teilzeitbeschäftigten ein, erhöht sich 
für 2006 die Niedriglohnquote auf gut 22% (Kalina/Weinkopf 2008).

4.  Soziale Wirkungen der Flexibilisierung  

Angesichts der insgesamt beträchtlichen Flexi-
bilisierungen am Arbeitsmarkt stellt sich die Fra-
ge nach deren Auswirkungen auf die soziale Si-
cherheit. Kann, wie im Flexicurity-Ansatz der EU-
Kommission angestrebt, von einem ausbalancier-
ten Verhältnis beider Komponenten gesprochen 
werden? Dieser Kontext wird nicht im Sinne ei-
ner quantitativen Analyse analysiert. Es lassen 
sich jedoch empirische Evidenzen aufzeigen, die 
im Rahmen von Plausibilitätsannahmen auf Zu-
sammenhänge verweisen.

4.1  Einkommen und Niedriglohnsektor 

Die Flexibilisierung des Arbeitsmarktes hat dazu 
beigetragen, die Lohnentwicklung zu dämpfen, 
die Lohnstruktur zu spreizen und die Arbeitskos-
ten bzw. Lohnstückkosten zu senken (im Über-
blick Schettkat 2006). Seit Mitte der 1990er Jahre 
sind die tarifl ichen Lohnsteigerungen unter den 
Margen geblieben, die den verteilungsneutralen 
Spielraum markieren. Die Bilanz der Entwicklung 
der Effektivlöhne für die letzten zehn Jahre in der 
alten EU weist Deutschland neben Österreich als 
„lohnpolitisches Schlusslicht“ aus (Schulten 2006: 
370). Mehrere, nicht nur auf Deregulierungsmaß-
nahmen zurückgehende Faktoren haben diese 
Entwicklung beeinfl usst. Hohe Arbeitslosigkeit, 
rückläufi ge Mitgliederzahlen und eine abneh-
mende Tarifbindung schwächen die Verhand-
lungsposition der Gewerkschaften und dämp fen 
die Tarifergebnisse. Die negative Lohndrift seit 
den frühen 1990er Jahren hat die Effektivlöhne 
zusätzlich gedrückt (Bispinck 2006). Sie ist we-
sentlich Ergebnis von Deregulierungen und geht 
zurück auf die Förderung atypischer Beschäfti-
gungsformen, die im Rahmen von tarifl ichen 
 Öff nungsklauseln vereinbarten Arbeitszeitver kür-

zungen (ohne oder nur mit partiellem Lohnaus-
gleich) als Alternative zu Entlassungen, den Weg-
fall übertarifl icher Einkommenskomponenten 
und abgesenkte Tarifeinkommen sowie den Er-
satz von zuschlagpfl ichtigen Überstunden durch 
Arbeitszeitkonten. 

Die Deregulierungsmaßnahmen der Arbeits-
marktverfassung haben auch die Lohnstruktur 
auseinander gezogen. Vor allem in der unteren 
Hälfte der Lohngruppen hat die Lohnspreizung 
stark zugenommen. Mittlerweile liegt sie deutlich 
über dem EU-Durchschnitt und übertrifft das 
Ausmaß, das in beschäftigungspolitisch erfolg-
reichen Ländern wie Großbritannien besteht 
(Schettkat 2006; European Commission 2005). 
Diese Entwicklung hat die Beschäftigungschan-
cen der gering qualifi zierten Arbeitslosen aller-
dings nicht verbessert, wie von den Deregulie-
rungsbefürwortern in Aussicht gestellt wurde. 
Vielmehr wächst der Anteil der Beschäftigten mit 
Niedrigeinkommen. Eine Folge sind steigende öf-
fentliche Transferleistungen. Unter den Vollzeit-
beschäftigten ist der Anteil dieser Gruppe zwi-
schen 1997 und 2004 von 15,9% auf 18,6% ge-
stiegen und liegt damit über dem EU-Durch-
schnitt (Rhein/Stamm 2006). Erweitert man die 
Perspektive von der Individual- auf den Haus-
haltskontext und berücksichtigt den Einkom-
mensbedarf, aber auch das Erwerbseinkommen 
anderer Haushaltsmitglieder, dann verbleibt ein 
erheblicher Teil der Vollzeiterwerbstätigen unter-
halb der Armutsgrenze.9 Wesentlich zu dieser 
Entwicklung beigetragen haben die Deregulie-
rung und Förderung atypischer Beschäftigungs-
verhältnisse. Die Entgelte in diesen Tätigkeiten 
liegen durchschnittlich unter denen in vergleich-
baren NAV (Brehmer/Seifert 2007). 

Die Flexibilisierung des Arbeitsmarktes wirft 
soziale Probleme für wachsende Teile der Beschäf-
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tigten auf (Keller/Seifert 2007; Klammer/Leiber 
2006). Die Flexibilisierung von Einkommen und 
Arbeitszeiten lässt den Niedriglohnbereich an-
schwellen. Armut trotz Vollzeitarbeit nimmt zu. 
Verstärkt wird diese Entwicklung durch die För-
derung atypischer Beschäftigung und hier spezi-
ell der Mini-/Midi-Jobs. Langfristig ist aufgrund 
veränderter Erwerbs- und Versicherungsbiogra-
phien (Zeiten der Arbeitslosigkeit, Niedrigeinkom-
men, zunehmende Selbstständigkeit) mit steigen-
der Altersarmut zu rechnen (Nürnberger 2007). 
Sozialpolitik hat diese Risiken nicht nur nicht ge-
mildert, wie man in einem Konzept der Flexicuri-
ty erwarten würde, sondern durch verschiedene 
Änderungen (abgesenktes Rentenniveau, Erhö-
hung des gesetzlichen Renteneintrittsalters) ver-
schärft. Zukünftig sind höhere Transferleistungen 
die Folge.

Eine wachsende Zahl von Personen ist auf 
öffentliche Transfereinkommen angewiesen. An-
fang 2007 erhielten rd. 1,3 Mio. Beschäftigte zu 
ihrem Arbeitslohn ergänzendes Arbeitslosengeld 
II (Bruckmeier et al. 2007).10 Das tatsächliche Aus-
maß der bedürftigen Erwerbstätigen ist jedoch 
erheblich größer und wird auf weitere 1,9 Mio. 
beziffert, davon 1,5 Mio. Vollzeitbeschäftigte, de-
ren Einkommen nicht vor Bedürftigkeit schützen 
(Becker 2006). 

Die Niedriglohn- und Armutsentwicklung hat 
außerdem zur Folge, dass in wachsendem Um-
fang öffentliche Mittel zu ihrer Bekämpfung kon-
sumtiv eingesetzt werden müssen, die alternativ 
für Wachstum fördernde investive Verwendungen 
nicht zur Verfügung stehen. Hinzu kommt, dass 
Einkommensarmut kein guter Nährboden für Bil-
dung ist (Deutsche Bundesregierung 2005). Ge-
hen Bildungs- und Weiterbildungsengagement 
verloren oder werden Bildungszugänge einge-
schränkt, leidet langfristig nicht nur die Anpas-
sungsfähigkeit des Arbeitsmarktes. Die Entwick-
lung der Arbeitsproduktivität und die wirtschaft-
liche Dynamik werden gebremst, Wachstums-
potenziale vergeben.  

4.2  Beschäftigungsstabilität und -fähigkeit

Die Frage, wie sich die Beschäftigungsstabilität 
entwickelt, wird in der Literatur differenziert be-
antwortet. Übereinstimmend zeigen die Analysen 
eine im Zeitablauf etwas abnehmende Beschäfti-
gungsstabilität (Erlinghagen 2006; Struck et al. 
2006). Erlinghagen diagnostiziert allerdings ein 
polarisiertes Entwicklungsmuster. Bei langjährig 
Beschäftigten hat sich die zuvor abnehmende Be-
schäftigungsstabilität in der zweiten Hälfte der 
1990er Jahre stabilisiert. Wachsende Arbeitslosig-
keitsrisiken zeigen sich hingegen bei Ungelernten. 
Anzumerken bleibt, dass diese Längsschnittana-
lyse auf sozialversicherungspfl ichtig Beschäftigte 
beschränkt bleibt, und das wachsende Segment 
vor allem geringfügig Beschäftigter ausklammert. 
Gerade bei dieser Gruppe ist jedoch von größerer 
Instabilität auszugehen (Brehmer/Seifert 2007). 

Ein ähnliches Entwicklungsmuster diagnos-
tizieren auch Struck et al. (2006). Neben einem 
gewichtigen Segment langfristig stabiler Beschäf-
tigungsverhältnisse wächst ein Bereich mit befris-
teter Beschäftigung. Externe Flexibilität nimmt 
insgesamt zu. Die Koexistenz eines Kerns stabiler 
Beschäftigung mit wachsenden instabilen Rän-
dern wird auf einen Bedeutungsverlust betriebs-
spezifi scher Qualifi kationskomponenten, abneh-
menden Legitimationsdrucks über Gewerkschaf-
ten und Betriebsräte sowie Deregulierungsschritte 
zurückgeführt.  

Die Beschäftigungsfähigkeit, gemessen an 
der Teilnahme an berufl icher Weiterbildung, ent-
wickelt sich nicht in die von der Lissabon-Strate-
gie empfohlenen Richtung. Sowohl die öffentlich 
geförderten als auch die betrieblichen Weiterbil-
dungsaktivitäten gehen zurück. Im ersten Bereich, 
der vornehmlich auf Arbeitslose und von Arbeits-
losigkeit Bedrohte begrenzt ist, sind die Teilneh-
merzahlen zwischen 2002 und 2006 auf gut ein 
Drittel geschrumpft. 2006 setzte eine leichte Wie-
derbelebung ein. Nicht ganz so dramatisch ver-
läuft der Rückgang der Teilnehmerzahlen im Be-

10  Im Jahresdurchschnitt 2005 waren es erst 0,88 Mio.
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reich der betrieblich-berufl ichen Weiterbildung. 
Die Teilnehmerquote ist zwischen 1997 und 2003 
von 30% auf 26% gefallen (Kuwan/Thebis 2005). 
Zu einem ähnlichen Ergebnis kommt auch die 
Unternehmensbefragung im Rahmen des Conti-
nuous Vocational Training Survey 3 (CVTS 3) 
(Statistisches Bundesamt 2007). Von dieser Ab-
wärtsbewegung sind vor allem bildungsferne Be-
schäftigtengruppen betroffen, speziell Gering-
qualifi zierte.11 

Eine nachlassende Beschäftigungsstabilität 
und rückläufi ge Weiterbildungsaktivitäten passen 
nicht zusammen, sondern beeinträchtigen die 
Funktionsfähigkeit des Arbeitsmarktes. Zunehmen-
de Mobilität erfordert nicht weniger, sondern ver-
mehrte Anpassungsqualifi zierungen. Ansonsten 
drohen qualifi katorische Friktionen, Mismatch-
probleme und Friktionsarbeitslosigkeit. Je fl exib-
ler der Arbeitsmarkt, desto größer ist die Notwen-
digkeit, mit Qualifi zierungsmaßnahmen für rei-
bungslose Übergänge zu sorgen. 

 

11 Unzureichend ist die Weiterbildungsbeteiligung auch bei Älteren (50-64 Jahre), die dagegen in den skandinavischen Ländern deutlich 
höhere Teilnahmequoten aufweisen.
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Die Förderung atypischer Beschäftigungsverhält-
nisse war ein wichtiges Element der Deregulie-
rungspolitik der letzten Jahre, um Flexibilität zu 
steigern. Zu diskutieren ist deshalb die Frage, in-
wieweit die durch Deregulierung und Flexibilisie-
rung veränderten Rahmenbedingungen die sozi-
ale Lage von atypisch Beschäftigten verändert 
haben (Keller/Seifert 2007). Diese Beschäftigungs-
formen fi nden in der Mehrzahl der Flexicurity-
Konzepte kaum Berücksichtigung; die EU erwähnt 
sie in ihren Flexicurity-Überlegungen, ohne sie 
jedoch im Hinblick auf die soziale Sicherheit den 
NAV explizit gleich zu stellen.12 Die Integration 
der Formen atypischer Beschäftigung in ein Flexi-
curity-Konzept ist angesichts ihrer wachsenden 
Bedeutung und unzureichenden sozialen Sicher-

heit jedoch unabdingbar (ähnlich Jörgensen/
Mad sen 2007; PES 2007). 

5.1  Entwicklung 

Mit atypischen Beschäftigungsverhältnissen sind 
in einer negativen Abgrenzung zum NAV all jene 
Beschäftigungsformen gemeint, die nicht in Voll-
zeit, unbefristet und in die sozialen Sicherungssys-
teme integriert sind sowie in Weisungsgebunden-
heit des Arbeitnehmers vom Arbeitgeber ausgeübt 
werden (Mückenberger 1985). Der Akzent liegt 
auf abhängiger Beschäftigung, obwohl Formen 
neuer Selbstständigkeit (einschl. Ich-AG und Fa-
milien-AG) einbezogen werden könnten. Ausge-
hend von dieser Defi nition lassen sich als Kern-

formen all jene Varianten unterscheiden, die je-

weils mindestens eines der genannten Kriterien 

nicht erfüllen: Teilzeitarbeit, geringfügige Beschäf-

tigung einschl. Mini- und Midijobs, befristete Be-

schäftigung, Leiharbeit einschl. der mit den Hartz-

Gesetzen eingeführten, inzwischen wieder abge-

schafften Personalserviceagenturen  (PSA). 

Die Varianten atypischer Beschäftigung un-

terscheiden sich deutlich in ihrer Dynamik und 

Bedeutung im Jahr 2006 gemessen an der Ge-

samtbeschäftigung (Tabelle 1).

• Teilzeitarbeit ist mit Abstand die quantitativ 

wichtigste Form und hat über die Konjunktur-

zyklen hinweg kontinuierlich auf gut 26% der 

Gesamtbeschäftigung zugenommen.13

• Geringfügige Beschäftigung, die eine Variante 

von Teilzeitarbeit darstellt, hat vor allem in 

Folge ihrer durch die Hartz-Gesetze erfolgten 

Ausweitung in Form von Mini-Jobs seit 2003 

erheblich an Bedeutung gewonnen. Insgesamt 

üben gut 20% der abhängig Beschäftigten eine 

geringfügig entlohnte Tätigkeit aus; über 15% 

arbeiten ausschließlich geringfügig.14 Der zu-

nächst nach der Deregulierung starke Zuwachs 

hat sich nach Reduzierung der Subventionie-

rung15 Mitte 2006 abgefl acht.

• Der Anteil der befristet Beschäftigten16 ist trotz 

mehrfacher Lockerungen der rechtlichen Rah-

menbedingungen seit Mitte der 1980er Jahre 

nur moderat gestiegen, wobei die Zunahme 

seit 2005 von gut 8% auf über 10% auf beson-

dere Einfl üsse zurückzuführen ist.17

12 Die Kommission spricht in ihrem Grünbuch zum Arbeitsrecht mehrfach explizit, aber undifferenziert von „Standardarbeitsverhältnis-
sen“ und „alternativen Beschäftigungsformen“, von „Insidern“ und „Outsidern“ sowie einer zunehmenden Segmentation des Arbeits-
marktes, die abgebaut werden soll. Die Kriterien der Abgrenzung sind nicht klar und nicht identisch mit der Abgrenzung NAV – aty-
pische Beschäftigung. Die Kommission verwendet andere Kriterien als die in der Literatur üblichen und meint wohl eher die Unterschei-
dung in Kern- und Randbelegschaft.

13 Die Abgrenzung von Teilzeitarbeit und geringfügiger Beschäftigung ist nicht eindeutig. Die hier ausgewiesenen Daten über Teilzeitarbeit 
basieren auf dem Mikrozensus; sie enthalten im Gegensatz zu den vom IAB errechneten Teilzeitquoten nur einen Teil der geringfügig 
Beschäftigten (Dietz/Walwei 2005). Die Zahl der geringfügig Beschäftigten schließt erwerbstätige Schüler, Studenten und Rentner ein, 
die im strengen Sinne nicht als abhängig Beschäftigte zu zählen sind, sondern einen anderen Status haben.

14 Dieser Wert enthält eine nicht genau zu beziffernde Zahl an Schülern, Studierenden und Rentnern, die auf etwa ein gutes Drittel zu 
veranschlagen ist.

15 Die Pauschalabgaben der Arbeitgeber für Sozialversicherungsbeiträge und Steuern wurden Mitte 2006 von 25% auf 30% heraufgesetzt.
16 Im Unterschied zu den übrigen Werten sind in dieser Ziffer Ausbildungsverhältnisse nicht berücksichtigt.
17 Der Anstieg zwischen 2004 und 2005 geht wesentlich auf die Einführung der 1-€-Jobs (Arbeitsgelegenheiten mit Mehraufwandsentschä-

digung nach Par. 16, Abs. 3 SGB II) zurück.

5. Atypische Beschäftigung und soziale Sicherheit  
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Tabelle 1

Formen atypischer Beschäftigung

Teilzeitarbeit
in 1.000

Leih-
arbeit 

in 1.000

Befristet
Beschäftigte

in 1.000

Anteil an
Beschäf-

tigten

Anteil an
Beschäf-

tigten

Anteil an
Beschäf-

tigten

Anteil an
Beschäf-

tigten

gering-
fügig

Beschäf-
tigte3 

in 1.000

Beschäftigte
Insgesamt

Teilzeitarbeit1 Leiharbeit2

Geringfügig 
Beschäftigte2

Befristet 
Beschäftigte 

(ohne Auszubildende)Beschäftigte
(ohne Aus-
zubildende)
Insgesamt4

Jahr

1 jeweils April         

2 jeweils Ende Juni         

3 Mini-Jobs auf 400 € Basis

4 Ausbildungsverhältnisse sind generell befristet und werden, um Verzerrungen zu vermeiden, nicht berücksichtigt.     

      

Quelle: Statistisches Bundesamt, F 1, Reihe 4. 1. 1., verschiedene Jahrgänge und 

 https://www-ec.destatis.de/csp/shop/sfg/bpm.html.cms.cBroker.cls?cmspath=struktur,sfgsuchergebnis.csp;   

 Bundesagentur für Arbeit (http://www.pub.arbeitsamt.de/hst/services/statistik/detail/b.html).     

1991 33.887  4.736  14,0     134  0,4  32.323  2.431  7,5   

1992 33.320  4.763  14,3     136  0,4  31.891  2.495  7,8   

1993 32.722  4.901  15,0     121  0,4  31.151  2.221  7,1   

1994 32.300  5.122  15,9     139  0,4  30.958  2.322  7,5   

1995 32.230  5.261  16,3     176  0,5  30.797  2.388  7,8   

1996 32.188  5.340  16,6     178  0,6  30.732  2.356  7,7   

1997 31.917  5.659  17,7     213  0,7  30.436  2.453  8,1   

1998 31.878  5.884  18,5     253  0,8  30.357  2.536  8,4   

1999 32.497  6.323  19,5     286  0,9  30.907  2.842  9,2   

2000 32.638  6.478  19,8     339  1,0  31.014  2.744  8,8   

2001 32.743  6.798  20,8     357  1,1  31.176  2.740  8,8   

2002 32.469  6.934  21,4  4.100  12,6  336  1,0  30.904  2.543  8,2   

2003 32.043  7.168  22,4  5.533  17,3  327  1,0  30.513  2.603  8,5   

2004 31.405  7.168  22,8  6.466  20,6  400  1,3  29.822  2.478  8,3   

2005 32.066  7.851  24,5  6.492  20,2  453  1,4  30.470  3.075  10,1   

2006 32.830  8.594  26,2  6.751  20,6  598  1,8  31.371  3.389  10,8 
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• Leiharbeit entwickelt sich weitaus dynamischer 
als die übrigen Formen, wenngleich der Anteil 
an allen Beschäftigten nach wie vor auf nied-
rigem Niveau bei 1,8% liegt.

Um das Gesamtausmaß atypischer Beschäftigung 
zu quantifi zieren, lassen sich die Anteilswerte 
nicht einfach addieren, da einzelne Formen (z.B. 
Teilzeit und Befristung oder Teilzeit und Leihar-
beit) kombiniert auftreten können. Langfristig 
hat ihr Anteil zugenommen; entfi elen 1991 erst 
etwa 20% aller abhängig Beschäftigten auf den 
atypischen Bereich, war es 2005 bereits mehr als 
ein Drittel. Dieser Wandel der Beschäftigungs-
formen hat eine ausgeprägte geschlechtsspezi-
fi sche Komponente: Bei den Frauen liegt der An-
teil bei knapp 54%.18 Sie sind bei allen Formen 
mit der einzigen Ausnahme der Leiharbeit über-
repräsentiert (Bothfeld 2005). 

5.2  Soziale Sicherheit und Prekarität

Die Flexibilisierung des Arbeitsmarktes hat die 
Rahmenbedingungen atypischer Beschäftigungs-
verhältnisse und deren soziale Absicherung in 
stärkerem Maße verändert als die NAV. Im Fol-
genden wird diskutiert, in welchen Dimensionen 

der sozialen Sicherheit die atypischen von NAV 
abweichen. Sofern möglich, werden Abstufungen 
zwischen Formen atypischer Beschäftigung auf-
gezeigt. 

In Bezug auf das Einkommen sind sämtliche 
Formen atypischer Beschäftigung schlechter ge-
stellt als NAV. Der Anteil der Beschäftigten mit 
Niedriglöhnen liegt deutlich höher als bei der Re-
ferenzgruppe (Brehmer/Seifert 2007). Vor allem 
ausschließlich ausgeübte Mini-Jobs sowie Teil-
zeittätigkeiten mit geringem Stundenvolumen 
sind aufgrund ihrer im Vergleich zur Vollzeitbe-
schäftigung niedrigen Stundenlöhne problema-
tisch (Eichhorst et al. 2005). Bei befristeter Be-
schäftigung und Leiharbeit gilt dieser Zusammen-
hang hingegen nur bedingt. Bei der ersten Form 
fallen vor allem bei den unteren Lohngruppen 
die Einkommensunterschiede besonders groß aus 
gegenüber denen vergleichbarer NAV (Mertens/
McGinnity 2005). Ähnlich sind die Verhältnisse 
bei Leiharbeit, bei der die Einkommen ebenfalls 
unter denen vergleichbarer NAV liegen (Promber-
ger 2005; Brehmer/Seifert 2007). Deren untere 
und mittlere tarifl iche Vergütungsgruppen unter-
schreiten die Niedriglohn- bzw. Prekaritäts-
schwelle in jedem Fall (WSI-Tarifarchiv 2005). 

18 Diese Angaben basieren auf Berechnungen mit den Daten des sozioökonomischen Panels. Diese Werte sind berechnet als Anteile der 
atypisch Beschäftigten (Teilzeit-, geringfügig sowie befristet Beschäftigte, Leiharbeit) an allen abhängig Beschäftigten (Brehmer/Seifert 
2007).

  

Übersicht 2

Atypische Beschäftigung und soziale Sicherheit

Beschäftigungsform Teilzeit Geringfügigkeit Befristet Leiharbeit

Krankenversicherung    √ keine eigenständigen Ansprüche      √     √
   
Arbeitslosenversicherung anteilig nein Ansprüche     √
   erst ab 
   12 Mon.    
        
Rentenversicherung Im Prinzip  anteilig an Arbeitgeberanteilen     √    √
 anteilig 

Quelle: Keller/Seifert 2007: 18
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Für die soziale Sicherheit in der Nacherwerbs-
phase, der im Hinblick auf ein Flexicurity-Kon-
zept die gleiche Bedeutung wie der Erwerbsphase 
zukommt, sind zwei Faktoren bedeutsam. Zum 
einen hängt sie von Form und Dauer der aty-
pischen Beschäftigung ab. Je länger derartige Tä-
tigkeiten im Laufe einer Erwerbsbiographie aus-
geübt werden, desto höher ist das Prekaritätsrisi-
ko. Zum anderen variiert der Grad der sozialen 
Sicherheit, wenn man zwischen abgeleiteten und 
eigenen Ansprüchen unterscheidet. Bezieht man 
abgeleitete Ansprüche (primär in der Rentenver-
sicherung) ein, sinken die sozialen Risiken. Die 
gleichstellungspolitische Perspektive stellt auf ei-
genständige Ansprüche ab. Folgt man diesem 
Prinzip, haben atypische Beschäftigungsverhält-
nisse unterschiedliche Auswirkungen auf die so-
ziale Sicherheit von Frauen und Männern. Für 
Frauen verstärken sich die prekären Elemente im 
Alter. 

Beim Kriterium der Beschäftigungsfähigkeit 
verfügen sämtliche Formen atypischer Beschäf-
tigung über vergleichsweise ungünstige Chancen, 
durch betrieblich-berufl iche Weiterbildung die 
Qualifi kation an veränderte Anforderungen an-
zupassen (Expertenkommission 2004; Brehmer/
Seifert 2007). Wollen atypisch Beschäftigte An-
schluss an die sich im Strukturwandel ändernden 
Qualifi kationsanforderungen halten, sind sie in 
höherem Maße auf Weiterbildung in Eigenregie 
angewiesen, die sie aber aufgrund der ungün-
stigeren Einkommenssituation kaum fi nanzieren 
können. Zudem ist ihnen der Zugang zu dem für 
den Qualifi kationserwerb wichtigen Lernort Be-
trieb stärker versperrt als bei NAV.  Die Förderung 
atypischer Beschäftigungsverhältnisse droht die 
Unterinvestitionen in Humankapital zu verschär-
fen und den Strukturwandel in Richtung wis-
sensbasierter Tätigkeiten eher zu behindern als zu 
fördern.

In Bezug auf Beschäftigungsstabilität liegen 
die größten Risiken ex defi nitione bei der befris-
teten Beschäftigung, sofern der zeitnahe Übergang 
in weitere befristete oder dauerhafte Beschäfti-
gung nicht gelingt (Bookmann/Hagen 2006). 
Leiharbeit und geringfügige Beschäftigung wei-
sen eine niedrigere Beschäftigungsstabilität auf 
als NAV (Promberger 2005). Teilzeitbeschäftigung 

bietet dagegen im Vergleich zu NAV eine etwas 
höhere Beschäftigungsstabilität (Brehmer/Seifert 
2007). Vor allem für Frauen ist diese Beschäfti-
gungsform häufi g die einzige Möglichkeit, nach 
der Geburt von Kindern die Erwerbstätigkeit fort-
zusetzen.

Angesichts der im Vergleich zum NAV gerin-
geren Einkommen, schlechteren Zugangsmög-
lichkeiten zu betrieblicher Weiterbildung und 
eingeschränkter Beschäftigungsstabilität (mit 
Ausnahme der Teilzeitarbeit) kumulieren die so-
zialen Risiken bei atypisch Beschäftigten. Die ne-
gativen Wirkungen verstärken sich, wenn es nicht 
gelingt, in NAV zu wechseln. Die Prekaritätsrisi-
ken wachsen. Dieser negative Mechanismus lässt 
sich am Beispiel der Leiharbeit verdeutlichen. 
Aufgrund des vergleichsweise niedrigen Einkom-
mens ist es unwahrscheinlich, dass die Beschäf-
tigten in Eigenregie die Benachteiligung bei der 
betrieblichen Weiterbildung kompensieren und 
damit den Zirkel instabiler und prekärer Beschäf-
tigung durchbrechen. Langfristig hat das gravie-
rende soziale Folgen. Die hohe Beschäftigungs-
instabilität verhindert, dass Leiharbeiter in Sys-
teme betrieblicher Altersversorgung einbezogen 
werden. Niedrige Einkommen und häufi ge Pha-
sen der Erwerbslosigkeit erschweren eine eigen-
verantwortliche Altersversorgung. Das Risiko der 
Altersarmut ist hoch.

Das Problem der Prekarität wäre zu relativie-
ren, wenn atypische Beschäftigungsverhältnisse 
als eine Art Sprungbrett oder Brücke in NAV die-
nen würden. In diesem Zusammenhang ist von 
der Teilzeitarbeit abzusehen, die vor allem für 
Frauen häufi g als eine Alternative zur Unterbre-
chung der Beschäftigung aufgrund von fami lialen 
Verpfl ichtungen gilt und in der Mehrzahl der Fäl-
le (freiwillig) gewählt wird. Die anderen Formen 
erfüllen die ihnen zugedachte Brückenfunktion 
nicht oder nur in geringem Maße. Bei Leiharbeit 
ist der „Klebeeffekt“ nur schwach, etwa 12–15% 
der Leiharbeitnehmer wechseln nach der Verleih-
zeit in ein NAV beim Entleiher (Promberger 2006). 
Besser funktioniert die Brückenfunktion bei be-
fristeten Beschäftigungsverhältnissen. Giesecke/ 
Groß (2007) zeigen, dass 62% der befristet Be-
schäftigten nach drei Jahren in unbefristete Be-
schäftigung gewechselt sind. Gleichwohl besteht 
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Übersicht 3

Atypische Beschäftigungsformen und Dimensionen der Prekarität

Beschäftigungsform Teilzeit Geringfügigkeit Befristet Leiharbeit

Einkommen • formal anteilig,  • faktische • abhängig von • geringer als bei
    faktisch niedriger  Benachteiligung  Anschluss  NAV
   • Stundenvolumen • Haupt- versus • geringer als bei
   • Stundenlöhne   Nebentätigkeit  NAV 

Integration in die  • anteilig • minimal • abhängig von √
Rentenversicherung1)        Anschluss 

Beschäftigungsstabilität √   • gering • ex defi nitione gering • niedriger als bei
        • Anschluss möglich  NAV

Beschäftigungsfähigkeit • geringer als bei  • sehr gering • geringer als bei  • geringer als bei
    NAV    NAV  NAV

1  Die Rentenversicherung steht hier exemplarisch für Probleme der sozialen Sicherung.
  Quelle: Keller/Seifert 2007: 23

für einen nicht unerheblichen Teil der befristet 
Beschäftigten ein Risiko von Befristungsketten. 
Dieses Risiko sinkt mit steigendem Alter der Be-
schäftigten. Befristungen sind ferner mit einem 
erhöhten Arbeitslosigkeitsrisiko verbunden. Auch 
die Mini- und Midi-Jobs erfüllen für vormals Ar-
beitslose nicht die vom Gesetzgeber im Rahmen 
der Hartz-Gesetze intendierte Brückenfunktion in 
reguläre Beschäftigung (Deutscher Bundestag 
2006). Zudem üben sie in bestimmten Branchen 
Verdrängungseffekte aus. Insgesamt hat die För-
derung atypischer Beschäftigung nur „in gerin-
gem Umfang zur Überwindung der Arbeitslosig-

keit beigetragen“ (Deutscher Bundestag 2006: 
XXV), allerdings in erheblichem Umfang Prekari-
tät verursacht.  

Zieht man ein Zwischenfazit, dann zeigt sich 
an atypischer Beschäftigung das Ungleichgewicht 
von Flexibilität und sozialer Sicherheit in kurz- 
wie auch in langfristiger Perspektive mit besonde-
rer Schärfe. Die verschiedenen Formen der Flexi-
bilität haben deutlich zugenommen, während 
die soziale Sicherheit eher in die andere Richtung 
weist. Überlegungen zur Flexicurity haben dieses 
Ungleichgewicht auszutarieren.  
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6.  Das EU-Konzept und seine nationale Umsetzung 

19 Mit dem Grünbuch „Ein modernes Arbeitsrecht für die Herausforderung des 21. Jahrhunderts“ (COM (2006) 708 fi nal) versucht die EU-
Kommission, eine neue Diskussion zur Reform der institutionellen Rahmenbedingungen des Arbeitsmarktes anzustoßen. Anders als 
ursprünglich geplant wird das Weißbuch zum Arbeitsrecht nicht zustande kommen, weil die zahlreichen Reaktionen der „stakeholder“ 
auf das Grünbuch zu heterogen und nicht miteinander kompatibel waren.

Die beschriebenen Probleme zwischen Flexibili-
tät und sozialer Sicherheit, die bisher ausschließ-
lich auf nationaler Ebene diskutiert wurden, gera-
ten durch die Initiative der Kommission zu Flexi-
curity in einen europäischen Kontext. Er bezieht 
sich neben inhaltlich-konzeptionellen auch auf 
Verfahrensfragen, die aus Gründen der Darstel-
lung getrennt behandelt werden. Das Verfahren 
hat einen wesentlichen Einfl uss auf die Imple-

mentation des Konzepts.

6.1 Die Debatte auf EU-Ebene

Einige Vorläufer und Anknüpfungspunkte der ak-
tuellen Flexicurity-Diskussion fi nden sich in offi -
ziellen Dokumenten der EU seit der Verabschie-
dung der Lissabon-Strategie für Wachstum und 
Beschäftigung im Jahr 2000, besonders seit deren 
Revision im Jahr 2005; hierzu gehören u. a. die 
beschäftigungspolitischen Leitlinien von 2003 
sowie die folgenden Beschäftigungsberichte.19 Sie 
unternahm einen bemerkenswerten Richtungs-
wechsel von reiner Flexibilisierung hin zu Flexi-
curity, um den aktuellen Herausforderungen ge-
recht zu werden (u. a. Globalisierung, technolo-
gischer Wandel, alternde Gesellschaft). Dieser 
Schritt ist als das implizite Eingeständnis zu inter-
pretieren, dass die bis dato proklamierte reine De-
regulierung unberücksichtigte soziale Risiken im-
pliziert und deshalb verändert werden soll. 

Flexicurity heißt der neue Leitgedanke, der 
die Beschäftigungspolitische Strategie der EU 
konzeptionell auf die Ziele der Lissabon-Strategie 
ausrichten soll. Der Titel des Grünbuchs sugge-
riert eine inhaltliche, allein auf arbeitsrechtliche 
Aspekte konzentrierte Engführung. Die themati-

sierten Fragestellungen gehen jedoch weit darü-
ber hinaus und schließen nahezu sämtliche For-
men der Flexibilisierung ein. Diese Differenz ist 
in der weiteren Diskussion um Flexicurity aufzu-
lösen. Schließlich fehlt bislang noch der Bezug 
zwischen der vorrangig mikroökonomisch ausge-
richteten Perspektive der Flexibilität und einer 
makroökonomischen Beschäftigungsstrategie, die 
für nachfragegerechte Bedingungen am Arbeits-
markt sorgt.

Vorausgegangen waren Diskussionen über 
Flexicurity Anfang 2006 im Rahmen der österrei-
chischen Präsidentschaft, die diesem Thema ei-
nen hohen Stellenwert einräumte. Weitere Akti-
vitäten in Richtung auf einen systematischen 
Einbezug in EU-Politiken erfolgten während der 
fi nnischen und deutschen Präsidentschaften 2006 
und 2007. Auch das „Trio Presidency Discussion 
Paper on Flexicurity“ vom Mai 2007, welches 
erstmals ein gemeinsames Vorgehen von drei auf-
einander folgenden Präsidentschaften (Deutsch-
land, Portugal, Slowenien) vorsieht, zeigt eine 
gewollte Kontinuität des Themas für die zukünf-
tige Politikgestaltung an.

In ihrer Mitteilung vom Juni 2007 „Gemein-
same Grund sätze für den Flexicurity-Ansatz he-
rausarbeiten: Mehr und sichere Arbeitsplätze 
durch Flexibilität und Sicherheit“ (KOM (2007) 
359 endg.) unterbreitete die Kommission schließ-
lich ihre eigenen Vorstellungen, die auf Vorschlä-
gen einer von ihr eingesetzten Expertengruppe 
basieren (Expert Group 2007) (vgl. zu den inhalt-
lichen Schwerpunkten Kap. 6.). Die Kommission 
beabsichtigt, Flexicurity-Prinzipien stärker in die 
europäische Beschäftigungsstrategie (EBS) sowie 
in die 2000 beschlossene und 2005 revidierte 
 Lissabon-Strategie für Wachstum und Beschäfti-
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gung zu integrieren. Der Europäische Rat be-
schloß Ende 2007 gemeinsame Grundsätze. Der 
Zeitplan bleibt eng und ehrgeizig: Die Ausgestal-
tung und Konkretisierung der „Komponenten“ 
durch die Mitgliedsstaaten erfolgt 2008; die Kom-
mission will bereits in ihrem folgenden gemein-
samen Beschäftigungsbericht die nationalen Plä-
ne einer Evaluation unterziehen. Das ist sicherlich 
ein ehrgeiziger Arbeitsplan angesichts der hetero-
genen Ausgangslage in den Mitgliedsländern.

In den 27 EU-Mitgliedsländern zeigen Be-
deutung und Verbreitung der beiden Elemente 
Flexibilität und soziale Sicherheit ein heterogenes 
Bild. Die Kommission unterscheidet in ihren ak-
tuellen Bestandsaufnahmen fünf Systeme (Euro-
pean Commission 2007): 

• Das angelsächsische System (Großbritannien, 
Irland) mit hoher Flexibilität und niedrigem 
Kündigungsschutz, vergleichsweise niedriger 
sozialer Sicherheit (mittlere bis niedrige Ausga-
ben für aktive Arbeitsmarktpolitik) sowie nied-
rigen Steuern;

• das kontinentale System (Belgien, Deutsch-
land, Frankreich, Österreich) mit mittlerer bis 
niedriger Flexibilität, mittlerer bis hoher sozia-
ler Sicherheit sowie mittleren bis hohen Steu-
ern; 

• das mediterrane System (Griechenland, Portu-
gal, Spanien) mit niedriger Flexibilität, ver-
gleichsweise hoher sozialer Sicherheit und kei-
nem klaren Muster in Bezug auf Steuern;

• das osteuropäische (plus italienische) System 
(Italien, Polen, Slowakei, Tschechien, Ungarn 
mit mittlerer bis hoher Flexibilität, sozialer 
Unsicherheit sowie mittleren bis hohen Steu-
ern;

• das nordische System (Dänemark, Finnland, 
Niederlande, Schweden) mit mittlerer bis ho-
her Flexibilität, hoher sozialer Sicherheit und 
mittleren bis hohen Steuern.

In Anbetracht dieser erheblichen Unterschiede 
kann die Vorgabe eines einheitlich-homogenen 
Konzepts nicht sinnvoll sein; es geht nicht um 
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Standardisierung, sondern um „gesicherte Viel-
falt“. Kritisch gegenüber der hier vorgestellten 
Typologisierung anzumerken ist, dass Flexibi lität 
allein über ihre externe Dimension bestimmt 
wird, interne Formen, die in einigen Ländern be-
deutsam sein können, völlig ausgeblendet blei-
ben. Bezieht man sämtliche Formen der Flexibi-
lität in die Analyse ein und untersucht nicht nur 
den rechtlich-institutionel len Rahmen, dann 
kommt man zu wesentlich anderen Ergebnissen 
(Seifert/Tangian 2007). 

6.2  Der Vorschlag der Kommission:   
 Komponenten und Grundsätze

In Bezug auf mögliche Inhalte eines Flexicurity-
Konzepts existieren durchaus unterschiedliche 
Vorschläge.20 In der Mitteilung der Kommission 
fi nden sich allgemein gehal tene, d.h. nicht auf 
die spezifi schen Bedingungen einzelner Mitglieds-
länder bezo gene Ansatz punkte. In einem ersten 
Schritt nennt die Kommission (2007: 6) nach Ab-
stimmung mit den Mit gliedsstaaten vier „Kom-
ponenten“:
(1)  „Flexible und zuverlässige vertragliche Vereinba-

rungen … durch moderne Arbeitsgesetze, Kol-
lektivvereinbarungen und Formen der Ar-
beitsorganisation.

(2)  Umfassende Strategien des lebenslangen Ler-
nens, durch die sich die ständige Anpassungs-
fähigkeit und Beschäftigungsfähigkeit der 
Arbeitnehmer gewährleisten lassen, insbe-
sondere der am meisten gefährdeten.

(3)  Wirksame aktive arbeitsmarktpolitische Maß nah-
men, die Menschen tatsächlich dazu verhel-
fen, den raschen Wandel zu bewältigen, die 
Zeiten der Arbeitslosigkeit verkürzen und 
Übergänge zu neuen Arbeitsverhältnissen er-
leichtern.

(4)  Moderne Systeme der sozialen Sicherheit, die 
eine angemessene Einkommenssicherung 
bieten, die Beschäftigung fördern und die Ar-
beitsmarktmobilität erleichtern…“  

20 Bezüge ergeben sich u. a. zum Konzept der Übergangsarbeitsmärkte (Schmid 2002), deren Elemente sich in Flexicurity-Konzepte integrie-
ren lassen (Schmid/Gazier 2002). Einzelne Flexicurity-„Schulen“ (Auer 2007) lassen sich explizit unterscheiden. Wir orientieren uns im 
Folgenden am Konzept der Kommission.
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Wenn die vier Komponenten sehr allgemein for-
muliert bleiben, dann hat dies mit der von der EU 
vorgeschlagenen OMK zu tun, die den Mitglieds-
ländern die inhaltliche und instrumentelle Aus-
gestaltung überlässt. In einem weiteren Schritt, 

der den ersten ausdifferenziert, formuliert die 
Kommission acht gemeinsame Grundsätze für 
den Flexicurity-Ansatz (2007, 11f), die einen Be-
zugsrahmen für die nationalen Diskussionen bil-
den sollen.

Diese gemeinsamen Grundsätze ließen sich folgendermaßen formulieren:

1. Flexicurity beinhaltet fl exible und zuverlässige vertragliche Vereinbarungen,… umfassende 
Strategien des lebenslangen Lernens, wirksame aktive arbeitsmarktpolitische Maßnahmen 
und moderne Systeme der sozialen Sicherheit. Das Ziel besteht darin, die Wachstums- und 
Beschäftigungsstrategie entschlossener umzusetzen, mehr und bessere Arbeitsplätze zu schaf-
fen und die europäischen Sozialmodelle zu stärken, und zwar dadurch, dass neue Formen der 
Flexibilität und Sicherheit mit dem Zweck angeboten werden, die Anpassungsfähigkeit, die 
Beschäftigung und den sozialen Zusammenhalt zu fördern.

2. Flexicurity bedingt ein Gleichgewicht zwischen Rechten und Pfl ichten für Arbeitgeber, Arbeit-
nehmer, Arbeitsuchende und staatliche Stellen.

3. Flexicurity sollte an die spezifi schen Umstände in den Mitgliedsstaaten angepasst sein. 

4. Flexicurity sollte dazu beitragen, die Kluft zwischen den Insidern und den Outsidern auf dem 
Arbeitsmarkt zu verringern. Wer heute ein Insider ist, muss auf Übergänge von einer Arbeits-
stelle zu anderen vorbereitet und während dieser Übergänge geschützt sein. Die derzeitigen 
Outsider …benötigen Ansatzpunkte für einen leichten Zugang zu einer Beschäftigung und 
Hilfestellung, um zu stabilen vertraglichen Vereinbarungen fortschreiten zu können.

5. Man sollte bei der Flexicurity sowohl interne Formen … als auch externe ... fördern. Eine aus-
reichende Flexibilität bei Einstellungen und Entlassungen muss einhergehen mit sicheren 
Übergängen zwischen Arbeitsplätzen. Der soziale Aufstieg muss erleichtert werden, genauso 
wie die Mobilität zwischen Arbeitslosigkeit oder Nichterwerbstätigkeit und einer Beschäfti-
gung. …Der Sozialschutz muss die Mobilität anregen, nicht hemmen.

6. Flexicurity sollte die Gleichstellung der Geschlechter dadurch voranbringen, dass gleicher Zu-
gang zu Arbeitsplätzen hoher Qualität für Frauen und Männer gefördert wird und dass Mög-
lichkeiten geboten werden, Berufs- und Familienleben zu vereinbaren.

7. Flexicurity benötigt ein Klima des Vertrauens und des Dialogs zwischen staatlichen Stellen, 
Sozialpartnern und sonstigen Akteuren, in dem alle Beteiligten bereit sind, Verantwortung für 
die Bewältigung des Wandels zu übernehmen sowie ausgewogene Maßnahmenbündel zu erar-
beiten.

8. Flexicurity-Maßnahmen verursachen Haushaltskosten und sollten auch im Hinblick darauf 
durchgeführt werden, zu einer fundierten und fi nanziell tragfähigen Haushaltspolitik beizu-
tragen. Man sollte auch eine gerechte Aufteilung von Kosten und Nutzen, insbesondere zwi-
schen Unternehmen, Einzelpersonen und öffentlichen Haushalten anstreben. Gleichzeitig 
können wirksame Flexicurity-Maßnahmen einen Beitrag dazu leisten, dass ein derartiges über-
geordnetes Ziel erreicht wird.

Quelle: KOM 2007: 20 
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Die aktuelle Diskussion lässt sich in einen 
breiteren Kontext einordnen, nämlich in die Aus-
einandersetzung um die Schaffung und Ausge-
staltung eines europäischen Sozialmodells (ESM) 
(Kaelble/Schmid 2004) (oder um die „soziale Di-
mension des Binnenmarktes“ in der älteren Ter-
mino logie von Delors). Man kann die Vorschläge 
als Querschnittsthemen eines ESM-Konzepts be-
greifen, etwa als Konkretisierung wesentlicher 
Forderungen bzw. Elemente. Insofern würde eine 
Gleichgewichtigkeit von Flexibilität und sozialer 
Sicherheit auch das ESM befördern. 

Woraus resultiert der zwar allmähliche, aber 
dennoch unerwartete Sinneswandel der Kommis-
sion bzw. ihre aktuelle politi sche Präferenz für 
Flexicurity-Kon zepte? Sie versucht, auf den fah-
renden Zug zu springen und aus Eigeninteresse 
ihre eigene Position durch Übernahme des Kon-
zepts zu stärken. In diese Richtung argumentie-
ren Keune/Jepsen (2007: 199) „ ..it is no accident 
that the fl exicurity concept has been adopted by the 
Commission. It strengthens the Commission in its 
role both as disseminator of knowledge and ‘best 
practices’ and as broker of interests, and it resonates 
very well with its discourse on the ESM and the link 
between economic and social policy. The combination 
of these three factors means that the fl exicurity consti-
tutes a powerful discursive tool for the Commission, 
one which can provide legitimacy for its political po-
sition, facilitate its attempts to frame the European 
debate on employment policy, and strengthen its regu-
lative capacity towards member states.” 

6.3  Vorschläge der Sozialpartner

Die Zielvorgaben in der Mitteilung der Kommissi-
on sind notwendigerweise recht allgemein gehal-
ten, da sie einen Orientierungsrahmen für die 
unterschiedlichen Rahmenbedingungen in den 
Mitgliedsstaaten abgeben.21 Im Zuge ihrer Kon-

kretisierung bzw. Operationalisierung bieten die 
spezifi schen nationalen Bedingungen der Arbeits-
märkte und Arbeitsbeziehungen vielfache Inter-
pretationsmöglichkeiten für die vorhandenen 
unterschiedlichen Interessen. Der Rahmen kann 
unterschiedlich umgesetzt werden, wobei nicht 
nur die nationalen Regierungen, sondern auch 
die Tarifvertrags- bzw. Sozialpartner eine wesent-
liche Rolle spielen (können). 

Im zweiten gemeinsamen Arbeitsprogramm 
der  europäi schen  Sozialpartner  für  die  Jahre 
2006–2008 fi ndet sich als Zielvorgabe ebenfalls 
die Entwicklung einer „balance between fl exibi-
lity and security“ (CEEP et al. 2006). Allerdings 
werden die Ziele auch in einer aktuellen gemein-
samen Analyse, die Flexicurity nur kurz behan-
delt, nicht wesentlich präzisiert. Die europäischen 
Sozialpartner appellieren in einem gemeinsamen 
Arbeitspapier an die Mitglieds staaten „design a 
right mix of policy measures addressing fl exibility 
and security dimensions … for workers and employers 
in a holistic and balanced way. Flexicurity policies 
must be accompanied by sound macroeconomic poli-
cies, favourable business environment, adequate 
 fi nancial resources and the provision of good working 
conditions” (Businesseurope et al. 2007: 62).

Aufgrund des ehrgeizigen Zeitplans der Kom-
mission besteht die Notwendigkeit der baldigen 
Um set zung in ein nationales Kon zept, zu dem 
nur wenige Vorar beiten vor liegen. Idealiter müss-
te es in enger Kooperation und Abstim mung zwi-
schen staatlichen Akteuren (unter Einbezug der 
Opposition) und den Tarifvertragsparteien (oder 
in den von der Kommission stets hoch gelobten 
Sozialdialogen zwischen den Sozial part nern) for-
muliert werden. Letztere sind nicht nur für die 
spätere Um setzung der dezentral, auf Branchen- 
und Betriebsebene anset zenden Maßnahmen we-
sentlich zuständig, sondern handeln Teile der 
natio na len Flexicurity-Konzepte selbst aus.22 Al-
lerdings sind alle korporativen Akteure auf natio-

21 Auf eine selten erkannte Leerstelle des Kommissionskonzept macht die PES Group (2007, 4) aufmerksam: „What is missing is any consi-
deration of Europe’s well documented problems of poor management – failure to anticipate, or react speedily, to rapid economic change; of manage-
rial short-termism; of managements which have disregarded their wider social responsibilities.”

22 Die regierungsinterne Koor dinierung dieses Abstim mungs   prozesses erfolgt zwischen Ministerien; die Federführung liegt beim BMAS.
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naler Ebene weit gehend unvorbe reitet. Die an-
haltende „Krise“ der Arbeitsbeziehungen ist zu-
dem keine günstige Voraussetzung für die Formu-
lierung einer nachhaltigen Flexicurity-Politik; je 
konkreter die Sozialpartner ihre Positionen for-
mulieren, desto weiter liegen sie auseinander. 

Die nationalen Arbeitgeberverbände stim-
men ihre Positionen mit Arbeitgeberverbänden 
aus einigen anderen Ländern ab und nehmen 
eine minimalistische Position ein. Sie betonen er-
neut das Subsidiaritätsprinzip (Art. 5), welches die 

primäre Zuständigkeit nicht der EU-, sondern der 
nachgeordneten (nationalen, Branchen- und Be-
triebs-)Ebenen hervorhebt. Sie fordern sogar ein 
Moratorium in der EU-Sozialgesetzgebung. Sie 
fas sen ihre Vorstellungen zu einem Flexicurity-
Konzept in vier Punkten zusammen: ein einfa-
ches, transparentes und berechenbares Arbeits-
recht, eine effektive und effi ziente Arbeitsmarkt-
politik, nachhaltig fi nanzierbare soziale Siche-
rungssysteme, moderne und lebenslange Weiter-
bildungsformen (AIP et al. 2007). 

  

• Ein einfaches, transparentes und berechenbares Arbeitsrecht im Innen- und Außenverhältnis, 
das die Anpassung der Unternehmen auch im personellen Bereich, die sich aus neuen Markt-
chancen für sie zwingend ergibt, ermöglicht und damit den Aufbau von Beschäftigung för-
dert;

• eine effektive und effi ziente Arbeitsmarktpolitik, die auf eine frühzeitige und ausreichende Ak-
tivierung Arbeitsloser und deren schnelle Integration in den ersten Arbeitsmarkt ausgerichtet 
ist;

• nachhaltig fi nanzierbare soziale Sicherungssysteme, die dem Einzelnen im Bedarfsfall eine zu-
verlässige Basissicherung bei Arbeitslosigkeit gewährleisten und den Fall ins Bodenlose verhin-
dert;

• moderne und lebenslange Weiterbildungsformen, die die Innovations- und Wettbewerbsfähig-
keit  der Unternehmen bzw. die Beschäftigungsfähigkeit der Arbeitnehmer fördern.

Quelle: AIP et al. 2007: 3f. im Original z. T. fett

Demgegenüber schlagen die Gewerkschaften 
ein breiter angelegtes Konzept vor, das auch 
 Aspekte der Arbeitsbedingungen und -organisa-
tion einbezieht. Sie optieren weiterhin für die 
Einführung von Mindeststandards und plädieren 
für ein neues Programm zur Sozialgesetzgebung 
(zu ersten Vorstellungen auf Seiten des EGB Pas-
schier (2007), zu den Vorschlägen des DGB (Kauf-
mann/Schwan 2007). Der DGB (2007a) kritisiert 
die Position der Kommission zum Kündigungs-

schutz, moniert das Fehlen einer koordinierten 
Wirtschafts-, Finanz- und Geldpolitik sowie die 
Einseitigkeit der Vorstellungen. Der DGB favori-
siert das Leitbild der „Guten Arbeit“ (DGB 2007b), 
betont die Bedeutung des NAV sowie von Beschäf-
tigungsübergängen und Lebenszyklusorientie-
rung, fordert die Gleichrangigkeit von Flexibilität 
und sozialer Sicherheit und formuliert „Anfor-
derungen an die Aufstellung gemeinsamer Flexi-
curity-Grundsätze“.
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Diese Vorstellungen der Tarifvertragsparteien blei-
ben ähnlich wie die der EU-Kommission noch 
recht allgemein. Außerdem weisen sie, was nicht 
überrascht, in unterschiedliche Richtungen. Wäh-
rend der DGB die soziale Komponente von Flexi-
curity betont, geht es den Arbeitgeberverbänden 
vorrangig um mehr Flexibilität und eher weniger 
öffentliche Interventionen.  

Die Bundesregierung wird diese Vorstellun-
gen der Tarifvertragsparteien bei der im nächsten 
Schritt anstehenden Formulierung des nationalen 
Aktionsplanes berücksichtigen müssen. Aufgrund 
bisheriger Erfahrungen ist jedoch zu befürchten, 
dass sie versuchen wird, die eigene Entwicklung 
im Nachhinein in Einklang mit den vorgeschla-
genen Konzepten zu bringen. So lässt sie in ihrer 
Stellungnahme zum Grünbuch der Kommission 
(Deutscher Bundestag 2007) Maßnahmen, die 
wie die deutliche Ausweitung der Mini-Jobs nicht 
in das EU-Konzept passen,  völlig unerwähnt.

6.4 Konkretisierung der Vorschläge für   
 die nationale Diskussion

Die EU-Kommission beschränkt ihre Rolle auf die 
Formulierung eines Rahmen konzepts sowie die 
Festlegung des Verfahrens im Rahmen der OMK. 
Dessen Umsetzung bzw. Imple mentation über-
lässt sie der nationalen Ebene. Deshalb konzen-
trieren wir uns beim folgenden Vorschlag zur 
Spezifi kation des Konzepts auf die zentralen Di-
mensionen Arbeitsmarkt und soziale Sicherheit 
und behandeln nicht z. B. Folgen für Familien- 
oder Gleichstellungspolitik, Steuerpolitik oder 
den Ausbau der sozialen Infrastruktur (hierzu die 
Beiträge: Jörgensen/Madsen 2007). Arbeitsmarkt 
und soziale Sicherheit werden in ihren Wechselwir-
kungen analysiert, was bisher nicht der Fall war. 

Ansatzpunkte für die Umsetzung des europä-
ischen Rahmens in ein spezifi sches nationales 
Konzept sollten sein:

  

Der DGB formuliert folgende Anforderungen an die Aufstellung gemeinsamer Flexicurity-Grundsätze:

• die Überwindung der Spaltung des Arbeitsmarktes durch Schaffung von Übergängen in unbefris-
tete, arbeitsrechtlich und sozial geschützte Beschäftigungsverhältnisse sollte ein ausdrückliches 
Ziel sein,

• Arbeitsplatzsicherheit durch Kündigungsschutz und Beschäftigungssicherheit sind als eine 
grundlegende Anforderung an Flexicurity-Strategien zu betrachten,

• die Verbesserung der Arbeitsqualität durch sozial abgesicherte Beschäftigungsverhältnisse, ge-
sundheitsförderliche Arbeitsbedingungen und eine beteiligungsorientierte Arbeitsorganisation 
muss im Vordergrund stehen,

• aktive arbeitsmarktpolitische Maßnahmen und Strategien des lebenslangen Lernens müssen 
 integraler Bestandteil von Flexicurity-Konzepten sein,

• die Bedeutung einer qualitativen, nachhaltigen Wirtschaftspolitik als entscheidende Vorausset-
zung und Rahmenbedingung für mehr und bessere Beschäftigung muss deutlicher werden,

• die herausragende Rolle der Sozialpartner bei der Festlegung nationaler Reformstrategien im 
Sinne der besseren Balance von Flexibilität und sozialer Sicherheit muss stärker in den Vorder-
grund rücken.

Quelle: DGB 2007a: 10
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• Das ausufernde Problem von Niedriglöhnen 
und späterer Altersarmut ließe sich durch fl ä-
chendeckende Einführung von Mindestlöhnen 
eindämmen, wobei unterschiedliche Formen 
in Frage kommen. Eine weitere Überlegung ist, 
für atypische Beschäftigungsverhältnisse mit 
besonderen Stabilitätsrisiken (wie Befristung, 
Leiharbeit) eine Prekaritätsprämie zum Aus-
gleich einzuführen.

• Weiterbildung und lebenslanges Lernen zur 
Förderung der funktionalen Flexibilität sowie 
der „employability“ oder Beschäftigungs fähig-
keit spielen in den Kommissions-Konzepten 
schon seit geraumer Zeit eine prominente Rol-
le. Die Einführung kann durch Gesetz und/
oder Kollektivvertrag geschehen, d.h. durch 
den Gesetzgeber oder durch die Tarifvertrags-
parteien. Eine notwendige Voraussetzung stellen 
abgesicherte, individuelle Ansprüche auf Teil-
nahme an Weiterbildungsmaßnahmen dar. 

 In der Diskussion sind Bildungssparen, Bil-
dungsschecks, Lernzeitkonten, Fondsmodelle 
oder öffentliche Förderungen durch die Bun-
desagentur für Arbeit (BA). Jeder dieser Ansätze 
hat spezifi sche Schwächen: Bildungssparen 
kommt für den wachsenden Kreis einkommens-
schwacher Gruppen und speziell atypisch Be-
schäftigter kaum in Frage. Gerade bei diesen 
Gruppen sind die Qualifi kationsdefi zite beson-
ders groß. Auch das Ansparen von Lernzeitgut-
haben können sich nicht alle Beschäftigten 
leisten. Personen mit Versorgungsaufgaben, 
und das sind in aller Regel Frauen, sind häufi g 
nicht in der Lage, länger zu arbeiten und Zeit-
guthaben auf einem Lernzeitkonto anzuspa-
ren. Tarifl iche Fondslösungen erreichen ange-
sichts nachlassender Tarifbindung immer we-
niger Beschäftigte. Eine ausschließlich durch 
Beiträge fi nanzierte Weiterbildung durch die 
BA wirft vor allem Finanzierungsfragen auf. 
Sinnvoll erscheint, die verschiedenen Ansätze 
miteinander zu kombinieren um so die je spe-
zifi schen Schwachstellen zu vermeiden. 

• Die Organisation der Alterssicherung, die indi-
viduellen Ansprüche nach wie vor eng an die 
vorherige Erwerbstätigkeit koppelt (Äquivalenz 
von Beiträgen und Leistungsansprüchen), ist 

angesichts der Zunahme von Formen atypi-
scher Beschäftigung eine wichtige Komponen-
te. Diese Entwicklung trägt zur Erosion der so-
zialen Sicherungssysteme bei, falls nur niedrige 
Beiträge gezahlt werden. Modelle einer Grund-
sicherung im Alter im Sinne eines universellen 
Zugangs, der unabhängig von der vorangegan-
genen Erwerbstätigkeit ist, stellen Alternativen 
zur Sicherung von Nachhaltigkeit dar. Sie kön-
nen drohende Altersarmut verhindern, die vor 
allem bei unterbrochenen Erwerbsbiographien 
und länger andauernder atypischer Beschäfti-
gung droht.

 Vorgeschlagen wird hier ein dreistufi ges Sys-
tem nach dem Muster der Schweiz mit Pfl icht-
versicherung für alle Erwerbstätigen in Form 
einer Basissicherung, betrieblichen Systemen 
und privat-freiwilliger Altersvorsorge. Geringe 
Einkommen, wie sie bei atypischen Beschäfti-
gungsverhältnissen häufi g vorkommen, be-
grenzen die Fähigkeit zur Eigenvorsorge. Sollen 
bei einem fl exibler werdenden Arbeitsmarkt 
nicht Beschäftigtengruppen von der betrieb-
lichen Altersvorsorge ausgeschlossen bleiben, 
müssen Ansprüche vom Beginn der Tätigkeit 
an erworben werden und portabel sein. Unter-
scheidet man zwischen abgeleiteten und eigen-
ständigen Ansprüchen, nehmen die Probleme 
im zuletzt genannten Fall zu.

• In der Arbeitsmarktpolitik haben die Hartz-
Gesetze tief greifende Weichenstellungen voll-
zogen. Die Politik der Aktivierung entspricht 
zwar den Grundsätzen der EU-Kommission. 
Das Grunddilemma besteht aber in dem Man-
gel an Arbeitsplätzen, auf die eine gezielte Ver-
mittlung stattfi nden könnte. Aktive AMP wirkt 
letztlich nur im Kontext einer Wachstum und 
Beschäftigung fördernden Wirtschaftspolitik. 
Dabei wird sie nur erfolgreich sein, wenn sie 
nicht nur den sozialen Druck verschärft, son-
dern sich intensiver bemüht, Vermittlungs-
hemmnisse gezielt zu beheben. Ferner sind die 
Elemente öffentlich geförderter Beschäftigung 
zu stärken und mit Weiterbildungsaktivitäten 
zu verbinden, um so gezielt Brücken in den er-
sten Arbeitsmarkt zu bauen. Da die Aufspal-
tung in zwei Regelkreise auf Basis des SGB II 
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und SGB III Langzeitarbeitlose benachteiligt, 
wird eine „Politik aus einer Hand“ vorgeschla-
gen (Müller-Schöll i. E.).

 Neben der Politik der Aktivierung haben die 
Hartz-Gesetze die Ausgaben für aktive Arbeits-
marktpolitik beschnitten. Ein prägnantes Bei-
spiel sind die Ausgaben für berufl iche Weiter-
bildung, obwohl angesichts ihrer in der Evalua-
tionsstudie aufgezeigten Reintegrationseffekte 
kein grundsätzlicher Zweifel bestehen dürfte 
(Deutscher Bundestag 2006). Die im konjunk-
turellen Aufschwung erkennbaren partiellen 
Qualifi kationsengpässe ließen sich mindern.

• Schließlich ist die Gleichbehandlung aller ab-
hängig Beschäftigten in rechtlicher wie in fak-
tischer Hinsicht erforderlich. Dies gilt für nor-
male wie atypische Beschäftigungsformen. 
Hierzu gehören sämtliche oben genannten Di-
mensionen, nicht nur der kurz-, sondern auch 
der langfristigen sozialen Sicherheit. Dieses 
Prinzip gilt für das Einkommen im Sinne von 
gleicher Bezahlung für gleiche Arbeit, den Zu-
gang zu Weiterbildungsmaßnahmen sowie die 
Integration in die sozialen Sicherungssysteme, 
vor allem die Rentenversicherung.
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Zentrale Elemente der OMK:

• Setzung eines Rahmens auf euro päischer Ebene durch Formulierung allgemein gehaltener, qualitati-
ver oder quantitativer Ziele in Form von Leitlinien seitens des Rates auf Vorschlag der Kommission,

• Ausfüllung und Konkretisierung dieses Rahmens auf der Ebene der Mitglieds staaten, welche die 
Instrumente und Verfahren zur Zielerreichung weitgehend auto nom bestimmen bzw. entspre-
chend ihrer nationalen Eigenheiten festlegen (Formulierung nationaler Aktionspläne – NAPs) 
und über ihre Aktivitäten zur Zielerreichung jährlich Bericht erstatten,

• Monitoring bzw. wechselseitige Überwachung und Bewertung des Grades der Zielerreichung – 
nicht hingegen der Mittel – durch einen jährlich zu erstellenden, gemein samen (Beschäf tigungs-)
Bericht der Kommission zu den einzelnen NAPs mit Kommen taren und ggfl s. (nicht-bindenden, 
mit qualifi zierter Mehrheit beschlossenen) Empfehlungen an einzelne Mitgliedsstaaten,

• Gelegenheit zum policy learning (wechselseitiges Lernen, u.a. durch Publikation von best 
 practices, Indikatoren für benchmarking und die im Gegensatz zu anderen Verfahren jährliche 
Wiederholung des Verfahrens als iterativer Prozess),

• Einbezug sowohl der europäischen als auch der nationalen Sozialpartner durch verbesserte und 
erweiterte Sozialdialoge auf den verschiedenen Ebenen.

Quelle: eigene Zusammenstellung
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In Anbetracht der beträchtlichen rechtlich-insti-
tutionellen Differenzen der nationalen Arbeits-
märkte, der Arbeitsbeziehungen sowie der unter-
schiedlichen Entwicklung der EU-Mitgliedsländer 
zu Wohlfahrts- und Sozialstaaten ist die Vorgabe 
eines einheitlichen Konzepts mit dem Ziel einer 
Einheits lösung nicht sinnvoll – und wäre poli-
tisch auch nicht mehrheits - und durchsetzungsfä-
hig (als Überblick: European Foundation 2007b). 
Eine „Harmoni sie rung“ nationaler Syste me kann 
– ebenso wie in anderen Politikfeldern – nicht das 
Ziel sein; zwischen allen Akteuren besteht Konsens, 
dass es keine „one size fi ts all“-Lösung geben soll. 

Die Harmonisierungsstrategie wurde bereits 
Mitte/Ende der 1980er Jahre abgelöst durch das 
weniger ehrgeizige, aber realitätsnähere Prinzip 
der Vereinbarung bzw. wechselseitigen Anerken-
nung von „Mindeststandards“, welche die Eigen-
heiten nationaler Systeme nicht vereinheitlichen 
wollten; ihre Rahmenvorgaben konnten bei der 
Implementation auf den nachgeordneten (natio-
nalen, regionalen oder betrieblichen) Ebenen 
zwar über-, durften aber nicht unterschritten wer-

den. Im Rahmen der „weichen“ Verfahren der 
OMK schließlich geht es lediglich um eine ge-
wisse Koordinierung nationaler Politiken.

7.1 Offene Methode der Koordinierung:   
 Prinzipien 

Die Kommission hat die OMK Ende der 1990er 
Jahre im Rahmen der Formulierung und Umset-
zung der Europäischen Beschäf tigungsstrategie 
(EBS) entwickelt (sog. Luxemburger Prozess), die 
neu in den Amsterdamer Vertrag (Art. 125–130) 
eingefügt worden war (European Commission/
DG V 2007). Vor allem in ihrer Lissabon-Strategie 
empfi ehlt die Kommission die OMK für ver schie-
dene Politikfelder, in denen die primäre Zustän-
digkeit nach wie vor bei den Mitgliedsstaaten 
liegt, mit dem Ziel einer (vorsichtigen) Koordinie-
rung nationaler Politiken durch die europäische 
Ebene (u.a. Renten-, Einwanderungspolitik, Be-
kämpfung von Armut und sozialer Ausgrenzung) 
(zusammenfassend: Zeitlin et al. 2005). 

7.  Verfahren 
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Hinsichtlich der Umsetzung und Implemen-
tation von Zielvorgaben bestanden im Prinzip 
zwei Optionen: Entweder die Entwicklung eines 
eigen ständigen Flexicurityansatzes, was zu zusätz-
lichen Schwierigkeiten ihrer Verknüpfung mit be-
reits bestehenden Initiativen geführt hätte, oder 
eine Integration von Flexicurity-Elementen in die 
Ende 2007 ohnehin zu formu lierende dritte Ge-
neration der integrierten Leitlinien für Wachs tum 
und Beschäftigung für die Jahre 2008 bis 2010 als 
Querschnittsthema. Die Kommission entschied 
sich – wohl auch aus pragmatischen Gründen – 
für die zweite Option. 

7.2  Bisherige Erfahrungen

In analytischer Perspektive ist die Formulierung 
europäischer Politikprogramme explizit zu unter-
scheiden von ihrer Umsetzung, d. h. dem Trans-
fer von der europäischen auf die nationale Ebene, 
sowie von ihrer Implementation, die auf natio-
naler Ebene stattzufi nden hat. Jede dieser Phasen 
im Politikzyklus hat spezifi sche Schwierigkeiten. 
Wahrscheinlich treten bei der Implementation 
von Flexicurity-Konzepten ähnliche Probleme 
auf wie die aus dem EBS-Kontext inzwi schen hin-
reichend bekann ten und in der Literatur (Keller 
2003) ausführlich diskutierten:
• geringer Grad an Verbindlichkeit der suprana-

tionalen Vorgaben für die konkrete Ausgestal-
tung der nationalen Politiken der Mitglieds-
staaten im Rahmen ihrer NAPs, 

• wenig tatsächlicher Handlungsdruck für die 
Mitgliedsstaaten trotz der Option des „naming 
and shaming“ seitens der Kommission, welches 
nicht unbedingt wirksam sein muss,

• reine Freiwilligkeit des Verfahrens (im Gegen-
satz etwa zu der Einhaltung der Vorgaben des 
Stabilitäts- und Wachstumspakts), d.h. keine 
Durchset zungs- und Sanktions mög lichkeiten 

gegenüber den autonomen Mitgliedsstaaten 
seitens der Kom mission, die daher im Prinzip 
auf Maßnahmen symbolischer Politik be-
schränkt bleibt und auf die Kooperation der 
Mitgliedsstaaten angewiesen ist,

• unge klärte Finan zierung bzw. keine Bereitstel-
lung zusätzlicher Mittel für beschäftigungs-
politische Maßnahmen auf europäischer oder 
nationaler Ebene, vor allem in Phasen von 
Konsolidierungsmaßnahmen,

• unterschiedliche Interessen der verschiedenen 
Akteure an der Umsetzung einzelner Maßnah-
men bzw. Zustimmung zu Formelkom pro mis-
sen, die anschließend unterschiedlich inter-
pretiert werden können,

• unzureichende Integration der Sozialpartner 
in die verschiedenen Stadien des Prozesses im 
Rahmen tri- oder bilateraler Sozialdialoge,

• trotz der iterativen Anlage des Verfahrens ge-
ringe Effekte bzw. Möglichkeiten wechsel-
seitigen Lernens aufgrund der weiterhin beste-
henden rechtlich-institutio nellen Unterschiede 
(einschl. der customs and practice) zwischen 
den Mitgliedsstaaten, wodurch die Übertragung 
von Instrumenten unmöglich gemacht wird.23 

Insgesamt ergeben sich zumindest im EBS-Kon-
text keine drastischen Änderungen, sondern ledig-
lich kleinere Modifi kationen der nationalen Be-
schäftigungspolitiken.  Die Lissabon-Strategie soll 
die EU bis 2010 zum „wettbewerbs fähigsten und 
dynamischsten wissensbasier ten Wirtschaftsraum 
in der Welt“ machen. Die Charakteristika ihrer 
„weichen“ Regulie rungs formen („soft law“) füh-
ren, wie die Erfahrung zeigt, zu erheblichen 
Schwierigkeiten (ähnlich wie etwa bei den von 
der Kommission favori sierten Sozialdialogen auf 
interprofes sio neller und sektoraler Ebene). Eine 
Ergänzung um verbindlichere Elemente (von 
„hard“ legislation etwa in Form von Rahmen-
richtlinien) ist politisch nicht durchsetzbar – 
schon gar nicht in der erweiterten EU.24

23 Außerdem vertraut die Kommission immer wieder auf die Verbreitung sog. best practices. Ein konkretes Beispiel im Rahmen von Flexi-
curity (2007: 23) ist das österreichische System von Abfi ndungszahlungen (Klec 2007). Diese Beispiele stellen nur Elemente, nicht jedoch 
Konzepte dar. Die Frage ist, inwiefern andere Mitgliedsstaaten tatsächlich von ganz speziellen nationalen Erfahrungen lernen können, 
die sich aufgrund ihrer institutionellen Einordnung in nationale Kontexte nur sehr begrenzt auf andere übertragen lassen.

24 Diese Restriktion bezieht sich u. a. auf den vorliegenden Richtlinienvorschlag zu Leiharbeit sowie die seit langem anstehende Revision 
der EBR-Richtlinie.
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Über die Kosten der Umsetzung bzw. die Fi-
nanzierung einer Flexicurity-Politik auf natio-
naler Ebene etwa einer aktiven Arbeitsmarktpoli-
tik ist wenig bekannt; die Bemerkungen der Kom-
mission (2007, 13f.) sind recht allgemein gehal-
ten und bleiben unbestimmt. Die offi ziellen 
Hinweise auf den langfristigen Nutzen aktiver Ar-
beitsmarktpolitik (etwa von Maßnahmen lebens-
langen Lernens) bzw. auf die Finan zie rungs instru-
mente der EU für die Kohäsionspolitik, den Euro-
päischen Sozialfonds und den Europäischen 
Fonds für regionale Entwicklung bleiben vage. 
Gilt auf nationaler Ebene ähnlich wie bei der EBS 
das Verdikt, dass „keine zusätz lichen Mittel“ ein-
gesetzt werden dürfen? Oder soll die Finanzie-
rung, wie in dem erwähnten nordischen Flexicu-
rity-Modell durch hohe Steuern erfolgen?

7.3 Sozialdialoge

Eine wichtige Rolle im Rahmen der vorgeschla-
genen Maßnahmen von Flexicurity sollen nach 
Meinung der Kommission Sozialdialoge zwischen 
den Sozialpartnern, d. h. den Dachverbänden der 
Tarifpartner auf EU-Ebene, spielen. Bei diesen seit 
Mitte der 1980er Jahre sukzessiv entwickelten In-
strumenten sind mehrere, für unseren Gegen-
standsbereich relevante Dimensionen zu unter-
scheiden (Keller 2006):
• Sie können sowohl auf der Makro- (oder inter-

professionellen) als auch auf der sektoralen 
Ebene geführt werden. Ihre Bedeutung lag zu-
nächst eindeutig auf der Makroebene, seit ei-
ner Rekonstruktion Ende der 1990er Jahre wer-
den sie auch für die Branchenebene zuneh-
mend diskutiert. 

• Neben der Unterscheidung der Ebenen ist der 
Grad der Verbindlichkeit ihrer Ergebnisse von 
Bedeutung. Das Maastrichter Sozialprotokoll, 
welches später in den Amsterdamer Vertrag 
übernommen wurde, ermöglichte erstmals den 
Abschluss bindender Vereinbarungen, d.h. sol-
cher, die auf den nachgeordneten (nationalen, 
sektoralen und betrieblichen) Ebenen inner-
halb vorgegebener Fristen umgesetzt werden 
müssen. Die Sozialpartner haben von dieser 
weit reichenden Option zur eigenen Politikge-

staltung („negotiated legislation“) allerdings 
nur in wenigen Fällen in den 1990er Jahren 
Gebrauch gemacht (Elternurlaub 1995, Teilzeit 
1997; Befristung 1999); andere Versuche sind 
gescheitert. Auf sektoraler Ebene, die in unse-
rem Kontext von erheblicher Bedeutung ist, 
wurde diese Option im Gegensatz zur interpro-
fessionellen bisher nicht genutzt. 

• Schließlich können Sozialdialoge sowohl trila-
teral, d. h. unter aktiver Beteiligung der Kom-
mission, als auch bilateral, d. h. nur zwischen 
den Sozialpartnern, geführt werden. Mit der 
Einführung der Lissabon-Strategie revidiert die 
Kommission ihre ursprüngliche Position, be-
tont stets die ausschließliche Zuständigkeit 
und Verantwortung der Sozialpartner und re-
duziert ihre eigenen Aktivitäten auf logistische 
Hilfestellung. Dieser Rückzug führt zu weniger 
verbindlichen Rahmenabkommen der nun-
mehr autonomen, bilateralen Sozialdialoge 
(„Texte der neuen Generation“).

Sozialdialoge auf supranationaler wie nationaler 
Ebene sind im Rahmen der Formulierung, Umset-
zung und Implementation von Flexicurity-Kon-
zepten angesichts fehlender Alternativen not-
wendig; auch wenn sie aller Voraussicht nach 
nicht zu verbindlichen Ergebnissen führen, leiten 
sie immerhin einen Diskussionsprozess ein, der 
in den späteren Phasen des Politikprozesses vor 
allem bilateraler Natur sein wird. Es besteht eine 
Diskrepanz zwischen der Bedeutung, welche die 
Kommission offi ziell diesem Instrument beimisst, 
und seinen tatsächlichen Ergebnissen; der euro-
päische „Mehrwert“ bleibt begrenzt.

Sozialdialoge im weitesten Sinne sollen laut 
den Empfehlungen der Kommission nicht nur 
auf europäischer, sondern auch auf nationaler 
Ebene als Instrumente der Politikgestaltung ge-
nutzt werden. Die Form bleibt den nationalen 
Akteuren überlassen. Infolge der erheblichen Dif-
ferenzen zwischen den nationalen Systemen der 
Arbeitsbeziehungen einschl. ihrer „customs and 
practice“ ist mit deutlichen unterschiedlichen Er-
folgsaussichten zu rechnen. Grundsätzlich sind 
die Arbeitgeber(-verbände) nicht an verbindli-
chen Ergebnissen interessiert, so dass diese Sozial-
dialoge rein freiwilliger Natur sein werden. Ihre 
Erfolgsaussichten steigen bei konsensualen Ver-
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handlungsbereichen. Schließlich ist der qualita-
tive Unterschied zwischen Sozialdialogen und 
Kollektivverhandlungen zu beachten. 

Die Sozialpartner könnten einzelne Elemente 
eines Flexicurity-Konzepts autonom in Kollektiv-
verhandlungen vereinbaren (wie lebenslanges 
Lernen), andere Teile (wie aktive Arbeitsmarkt-
politik) durch Lobbying-Aktivitäten wesentlich 

beeinfl ussen; außerdem sind sie maßgeblich an 
der Umsetzung der Flexicurity-Strategien auf den 
nachgeordneten Ebenen beteiligt, was vor allem 
für die aktuelle, autonome Variante von Sozial-
dialogen gilt. Insofern hängt der Erfolg wesent-
lich von den aktuellen und langfristigen Bezie-
hungen der Sozialpartner zueinander sowie zur 
Regierung ab.
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Unabhängig von Erfolg oder Scheitern von Flexi-
curity-Konzepten auf europäischer Ebene verän-
dert sich die beschäftigungspolitische Diskussion 
merklich. Es geht nicht mehr nur um weitere De-
regulierungsmaßnahmen, sondern um Schritte 
einer vorsich tigen Re-Regulierung und Berück-
sichtigung sozialer Sicherungselemente, z. B. bei 
der Leiharbeit oder Mindestlohn. Diese Rich-
tungs änderung kann man als wichtiges Ergebnis 
der aktuellen EU-Dis kus sion und vor allem der 
negativen sozialen Folgen der Deregulierungspoli-
tik ansehen. 

Die Frage, ob Arbeitgeber oder Arbeitnehmer 
gleichermaßen von Flexicurity profi tieren, ist im 
Vorhinein nicht zu beantworten. Einerseits sind 
Risiken, wie sie vor allem nationale Gewerk schaf-
ten (Kaufmann/Schwan 2007) und supranationale 
politische Gruppen (GUE/NGL 2007) befürchten, 
durchaus vorhanden. Sie vermuten eine verschlei-
erte Fortsetzung der reinen Flexi bilisie rungs- und 
Deregulierungsstrategien unter dem Etikett Flexi-
curity. Zumindest sehen sie Probleme, die derzei-
tige Asym metrie zwischen den beiden Kernbe-
standteilen Flexibilisierung und sozialer Sicher-
heit zu beseitigen und ein wirkliches Gleich-
gewicht herzustellen. Außerdem kritisieren sie 
wie schon in den früheren beschäftigungspoli-
tischen Leitlinien die Überbetonung angebotssei-
tiger Maßnahmen. Unklar ist, wie sich die Risiken 
auf die Gruppen verteilen. Flexicurity könnte der 
letztlich zum Scheitern verur teilte Versuch sein, 
einen Kreis faktisch unversöhnlicher Ziele zu 
quadrieren, obwohl die Kommission in ihren of-
fi ziellen Statements wiederholt von „Synergien“ 

spricht bzw. die Komplementarität von Flexibili-
tät und sozialer Sicherheit betont.25

Andererseits ergibt sich durch die Europäisie-
rung des Konzepts seitens der Kommission die 
politische Option, die nationale Regierung „zum 
Jagen zu tragen“ und eine Kursänderung einzulei-
ten, die sich von der einseitigen Deregulierung 
abwendet. Diese Gelegenheit trotz ungewisser Er-
folgsaussichten nicht als „window of  opportunity“ 
zu begreifen, wäre gleichbedeutend mit dem Ak-
zeptieren des aktuellen Kurses einer neo-volunta-
ristisch geprägten europäischen Sozialpolitik. In-
sofern lässt sich die Initiative der Kommission zu 
Flexicurity auch als Gelegenheit begreifen, das 
Ungleichgewicht zwischen den beiden Kom-
ponenten zugunsten der sozialen Sicherheit zu 
beheben. 

Flexicurity ist nicht nur, wie die Kommission 
argumentiert, ein Positivsummen-, sondern par-
tiell auch ein Nullsummenspiel. Die Sozialpartner 
haben nicht nur gemeinsame/parallele Interes-
sen, die „win win-Situa tionen“ ermöglichen, et-
wa in Bezug auf eine Forcierung von Strategien 
der berufl ichen Weiter bildung und des lebenslan-
gen Lernens. Sie haben auch differie rende oder 
sogar konträre Interessen, die sie ins politische 
bargaining über die Formulierung der nationalen 
Kon zepte einbrin gen und die sie bei deren spä-
terer Um setzung durchzusetzen versuchen. Bei-
spiele liefern die Einführung sozialer Mindest-
standards, eines gesetzlichen Mindestlohns, der 
Verabschiedung der Richtlinie zu Leiharbeit, der 
Arbeitszeit richtlinie und deren Änderung, der 
Richtlinie zu Europäischen Betriebsräten und 

8. Chancen und Risiken

25 Zu erwähnen bleibt, dass auch andere Beobachter deutliche Kritik formulieren: „In my view, the problem with fl exicurity is threefold. 
First, it can provide a social fi g-leaf for a deregulatory fl exibility agenda, with job security in practice sidelined as a policy priority. Se-
cond, as with the European Employment Strategy more generally, it maintains a predominant or exclusive emphasis on supply-side 
measures; yet employment security depends substantially on a macro-economic environment which sustains aggregate demand. Third, 
as a corollary of these limitations, workers (and trade unions) are by implication largely to blame for defi ciencies in labour market out-
comes and economic performance more generally; as ‘insiders’ they cling selfi shly to protections which result in social exclusion, or as 
‘outsiders’ they fail to make themselves suffi ciently ‘adaptable’ and ‘employable’.” (Hyman 2007: 139)
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 deren Novellierung. Hinter einem schein bar brei-
ten formalen Konsens der Sozialpartner über Fle-
xicurity-Konzepte26 verbergen sich erhebliche 
Differenzen hinsichtlich ihrer konkreten Ausge-
staltung. Die Konfl ikte nehmen mit dem Grad 
der Konkretisierung zu.  Die Arbeitgeberverbände 
werden eher die Flexibilitäts-, die Gewerkschaften 
eher die Sicherungselemente in den verschie-
denen Phasen des Politikprozesses hervorheben. 

Die Auseinander setzungen über Kompro-
misse werden häufi g verlagert aus der Phase der 
Politikformu lierung in die der -umsetzung und 
-imple men tation. Die Programme auf EU-Ebene 
werden additiv und nicht selektiv erstellt, d.h. sie 
schließen keine Optionen aus. In den späteren 
Phasen des Politikprozesses achtet jede Seite vor 
allem auf die Umsetzung „ihrer“ Ziele. 

Der Erfolg jeder Flexicurity-Politik wird, un-
geachtet der geschilderten Probleme, letztlich 
von der makroökonomischen Ausrichtung ab-
hängen, wie die Erfahrung mit den beiden Mo-
dellen in den Niederlanden und in Dänemark 
lehrt. Diesen Zusammenhang blendet die EU-
Kommission bislang aus, abgesehen von der von 
ihr eingesetzten Experten gruppe (2007). Generell 
gilt, dass Flexicurity der makroökonomischen 
Flankierung vor allem durch die Wirtschafts- und 
Finanzpolitik bedarf, damit mehr und bessere Ar-
beitsplätze geschaffen werden.

Eine Integration von EBS und Makropoli-
tiken, wie sie der makroökonomische Dialog des 
so genannten Köln-Prozesses Ende der 1990er 
Jahre einzuleiten versuchte, erfolgte bisher nicht. 
Die Mehrheit der Akteure auf nationaler und eu-
ropäischer Ebene, zu denen neben den nationalen 
Regierungen u. a. die autonome auf die Bewah-
rung der Geldwertstabilität konzentrierte EZB ge-
hört, sind an einer engeren europäischen Koordi-
nierung der Wirt schafts- und Finanzpolitiken 
selbst unter den Bedingungen der Wirtschafts- 
und Währungsunion nicht interessiert. Aus ge-
werkschaftlicher Sicht wird mehrfach eine besse-

re Koordination von Luxemburg-Prozess (Beschäf-
tigung), Cardiff-Prozess (Strukturreformen) und 
Köln-Prozess (Makroökonomie) gefordert.

Die Lohnpolitik einschl. des vor einigen Jah-
ren von einigen nationalen Gewerkschaften favo-
risierten Koordinierungsansatzes spielt in der ak-
tuellen Flexicurity-Diskussion keine Rolle; sie 
wird auch seitens der Kommission in deren Kom-
ponenten und Gemeinsamen Grundsätzen nur 
am Rande erwähnt. Diese Tatsache ist durchaus 
erstaunlich in Anbetracht der langjährigen deut-
schen Auseinandersetzung um die „Flexibilisie-
rung“ der Entgelte. Die Kommission erwartet of-
fensichtlich eine Fortsetzung der moderaten 
Lohnpolitik mit Abschlüssen unterhalb des Pro-
duktivitätsfortschritts.

Das An wachsen der EU auf zunächst 25, 
dann 27 Mitgliedsstaaten in Folge der so genann-
ten Osterweiterung hat das Interessen spektrum 
auch in der Arbeits- und Sozialpolitik erheblich 
heterogener werden lassen (Kohl/Platzer 2004). 
In der Mehrzahl der neuen EU-Mitgliedsländer 
bestehen andere politische Präferenzen als in der 
Mehrzahl der alten. Sie setzen auf weit ergehen de 
Deregulierung und Flexibilisierung anstelle von 
Flexicurity. Zudem sind die von der Kommission 
empfohlenen Instrumente, nämlich die Sozial-
dialoge, durchgängig unterentwickelt, vor allem 
auf sektoraler Ebene. Die Institutionen und Ak-
teure dieser Ebene sind nur bedingt funktions-
fähig, so dass die Durchsetzung von Politiken 
auch an der Schwäche der Sozialpartner scheitern 
kann. Auffällig ist, dass die mittel- und osteuro-
päischen Länder in der euro päischen Flexicurity-
Diskus sion bisher kaum keine Rolle spielen 
(Cazes/Nesporova 2006). Auch die mediterranen 
Mitgliedsländer beteiligen sich ebenso wie Groß-
britannien wenig. Insofern dürften einer einiger-
maßen homogenen EU-weiten Umsetzung des 
verabschiedeten Kon zepts von vornherein enge 
Grenzen gesetzt sein.

26 Unterschiede bestehen nicht nur zwischen Arbeitgeberverbänden und Gewerkschaften, sondern auch zwischen einzelnen Gewerk-
schaften (IGM und ver.di) und/oder zwischen DGB und einzelnen Mitglieds gewerkschaften. Diese Differenzen müssen vor Verhand-
lungsbeginn ausgeräumt werden, um überhaupt politikfähig zu sein.
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